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Kinder in die Mitte 
Eine Zukunftsstrategie im Dialog der Generationen

Im Mittelpunkt aller Bemühungen unseres Landes stehen die Menschen. 
Starke und tragfähige Eltern und Familien stellen die Bedürfnisse ihrer 
Kinder klar in den Mittelpunkt ihrer Bemühungen. Ähnlich will auch das 
Land Vorarlberg für Rahmenbedingungen sorgen, die der gemeinsamen 
Verantwortung für die nachfolgenden Generationen – und damit unser aller 
Lebensqualität – entsprechen.

Deshalb hat die Vorarlberger Landesregierung dem „Büro für Zukunfts- 
fragen“ den Auftrag erteilt, unter dem Titel „Kinder in die Mitte“ einen breit 
angelegten Bürgerbeteiligungsprozess zu starten. Inzwischen wurden 
Zukunftswerkstätten mit Kindern und Jugendlichen sowie Planungszellen 
mit Erwachsenen und eine ergänzende Experten-Konferenz organisiert. 
Die Ergebnisse der Planungszellen sind im hier vorliegenden Bürgergutach-
ten zusammengefasst. 

Vorarlberg ist damit das erste österreichische Land, das eine derart breite 
und für alle Landsleute gleichermaßen klar nachvollziehbare Bürgerbe-
teilung durchgeführt hat. Die vielen positiven Rückmeldungen der Teilnehmer- 
innen und Teilnehmer sprechen für sich, und ich möchte allen beteiligten 
Vorarlbergerinnen und Vorarlbergern an dieser Stelle sehr herzlich für ihre 
Bereitschaft zur Mitwirkung danken. Ein spezieller Dank gebührt Christoph 
Hackspiel, Stefan Allgäuer und Manfred Hellrigl von dem Projektteam sowie 
Benno Trütken und Ilse Burgass, die für die praktische Durchführung 
des Bürgergutachtens verantwortlich zeichnen. 

Ich hoffe, dass dieses Bürgergutachten als positiv wirkender Anstoß für 
eine langfristige, dauerhafte Entwicklung dient. Im Dienst unseres Zieles: 
Für ein besonders kinder-, jugend- und familienfreundliches Vorarlberg.

Herbert Sausgruber
Landeshauptmann
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Referenten

Referenten von der Kinder- und Jugendbeteiligung Bregenzerwald: 
Martina Beer, Claudia Schranz, Christian Fetz und Johannes Meusburger, 
begleitet  von der Jugendkoordinatorin der offenen Jugendarbeit
Bregenzerwald, Nicole Manser. Referenten von der Kinder- und Jugend-
beteiligung Dornbirn: Kathy Buhri, Daniel Flatz, Sofi a Schmölz, Bianca 
Schweigler und Norbert Schwendinger, begleitet von Anita Bonetti, 
Projektleiterin JugenDornbirn. Ihnen allen sei hier in erster Linie gedankt.

Weiterer Dank für ihre freundliche Hilfe gebührt folgenden Personen 
und Institutionen für die Betreuung vor Ort: Bürgermeister Fröwis und 
seinen Mitarbeitern in der Gemeinde Bezau, Ulrike Hörburger und ihren 
Kollegen in der Stadtverwaltung Feldkirch, Marcella Künzler und 
ihrem Team in Schloss Hofen, Elmar Luger und seinen Kollegen in der 
Stadtverwaltung Dornbirn.

Moderiert wurden die Planungszellen des Bürgergutachtens in Bregenz, 
Dornbirn und Feldkirch von MA Ilse Burgass, Dipl. Geogr. Benno Trütken – 
forum b; Reinhard Sonderegger IfS – Pro Team; Mag. Christian Hörl, 
mit Unterstützung von Liane Hrach.

(Aus Gründen der vereinfachten Lesbarkeit wurde weitgehend auf die ausdrückliche Verwen-
dung der weiblichen Schriftform verzichtet. Bezeichnungen von Personen oder der von ihnen 
wahrgenommenen Funktionen sind daher in der Regel als geschlechtsneutral zu verstehen.)
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Teilnehmer Bürgergutachten

Dieses Bürgergutachten ist das Produkt der Arbeit von 
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fünf Planungszellen an drei Terminen beraten haben:
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Die Zukunft unserer Gesellschaft entscheidet sich maßgeblich an unserem 
Umgang mit unseren Kindern im Hier und Heute. Kinder, die in einer optimis-
tischen, fördernden und liebevollen Umgebung aufwachsen können, werden 
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit auch als Erwachsene mit aller Kraft für 
das Wohlergehen ihrer Freunde, Familien und Gemeinschaft einsetzen. 
Eine Gesellschaft, in der Familien, Schulen und alle Lebensräume die körper-
lichen, geistigen und seelischen Bedürfnisse von Kindern in die Mitte ihrer 
Überlegungen rücken, investiert in unser aller Lebensqualität für heute und 
morgen. 

Dabei machen es uns die Zeichen der Zeit nicht leicht. Vorarlberg hat zwar 
nach wie vor eine ausgesprochen hohe Familienorientierung und vielfältige
Fördermaßnahmen. Trotzdem haben auch wir, so wie alle westlichen 
Länder, mit einer sich rasant verändernden gesellschaftlichen Entwicklung 
zu kämpfen. Der enorme wirtschaftliche Wettbewerb, eine hohe Mobilität, 
Leistungsdruck und Zeitknappheit, sinkende Geburtenzahlen und brüchiger 
werdende familiäre Bande  erschweren das Entstehen der Gefühle von Zuver-
sicht und Solidarität. Dabei lässt – insbesondere bei Kindern – die Sehnsucht 
nach Geborgenheit und tragenden Beziehungen in keiner Weise nach. Das 
Anliegen von „Kinder in die Mitte“ ist es daher, das Netzwerk der generatio-
nenübergreifenden Solidarität aller gesellschaftlichen Gruppen zu verstär-
ken. In einem ersten Schritt wurden viele hundert Vorarlberger Bürgerinnen 
und Bürger eingeladen, um ihre Impulse und Erfahrungen für ein kinder-
und familienfreundlicheres Land einzubringen. Viele von ihnen, auch Kinder, 
Jugendliche und Experten haben sich – zum Teil während mehrerer Tage 
– Zeit genommen, um an zukunftweisenden Leitlinien und Vorschlägen zu 
konkreten Projekten zu arbeiten. Gemeinsam ist die Überzeugung gewachsen, 
dass unsere Gesellschaft nur dann tragfähigen und lebendigen Bestand hat, 
wenn starke, zuversichtliche Kinder und Familien deren Fundament sind.  

Christoph Hackspiel, Stefan Allgäuer, Manfred Hellrigl
(Projektteam)

1  Warum „Kinder in die Mitte“?
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* Dienel, Peter C.:  Die Planungszelle – 
 Der Bürger als Chance; 5. Aufl age;
 Westdeutscher Verlag, Opladen 2002  

2.1  Die Methode Planungszelle

Die Defi nition der Planungszelle aus der ersten Aufl age des Dienel‘schen 
Basistextes von 1977 besitzt auch nach über 25 Jahren noch Gültigkeit:

Die Planungszelle ist eine Gruppe von Bürgern, die nach einem Zufallsverfah-
ren ausgewählt und für begrenzte Zeit von ihren arbeitsalltäglichen Verpfl ich-
tungen vergütet freigestellt worden sind, um, assistiert von Prozessbegleitern, 
Lösungen für vorgegebene lösbare Planungsprobleme zu erarbeiten.*

Was sind Planungszellen?
Die Optimalgröße einer Planungszelle beträgt 20 bis 25 Personen. Diese über 
die Einwohnermeldeämter in einem Zufallsverfahren ausgewählten Bürger-
innen und Bürger erhalten die Möglichkeit, bis zu vier Tage an der Lösung 
eines öffentlichen Problems zu arbeiten. Die Repräsentativität und damit die 
Durchsetzungskraft der Empfehlungen werden dadurch gesteigert, dass 
mehrere Planungszellen zu einer Problematik arbeiten (bisher maximal 24 
Planungszellen). Im Laufe des Verfahrens teilen sich die Teilnehmenden 
einer Planungszelle in immer wieder neu zusammengestellte Kleingruppen 
auf, um dort die zuvor erhaltenen Informationen von Experten und Betroffe-
nen sowie Ergebnisse von Begehungen und Anhörungen mit ihren Alltagser-
fahrungen zu vergleichen und zu bewerten. Die einzelnen Arbeitsphasen von 
etwa 1,5 Stunden unterteilen sich in der Regel in eine kurze Einführungspha-
se durch den Moderator, eine Informationseingabe (z. B. Experten-Referat, 
Besichtigung), Bearbeitung der Informationen in Kleingruppen, abschließen-
de Besprechung im Plenum und schließlich individuelle Bewertung.

Wie läuft das Verfahren ab?
Der Auftraggeber des Planungszellen-Verfahrens (z. B. Rat oder Ministerium) 
gibt eine konkrete, genau abgegrenzte Frage zur Bearbeitung an einen unab-
hängigen Durchführungsträger. Dieser erstellt Programm und Zeitplan des 
Beteiligungsverfahrens, organisiert und betreut das Auswahlverfahren, 
die Öffentlichkeitsarbeit im Vorfeld, die Moderation sowie den Ablauf der 
Planungszellen und ist für die Zusammenfassung der Ergebnisse im Bürger-
gutachten zuständig. Im Bürgergutachten wird die Arbeitsaufgabe ebenso 
erläutert wie das Verfahren, die Ergebnisse und ihre Entstehungshintergründe. 
Des Weiteren werden das Programm und die Zusammensetzung der Pla-
nungszellen vorgestellt. Das Bürgergutachten wird jedem Teilnehmenden 
überreicht und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, womit der gesamte 
Prozess für alle Interessierten transparent gehalten wird. 

2  Methode und Verfahren
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* Vatter et al.: Mitwirkungsverfahren  
 und -modelle – Vorschläge für eine  
 Mitwirkungspolitik des Bundes nach  
 Art. 4 RPG; Schweiz o.O. 1992; S. 14

Welche Voraussetzungen gibt es für Planungszellen? 
Das Verfahren muss ergebnisoffen sein. Die Teilnehmenden müssen sich 
klar darüber sein, dass sie „nur“ Empfehlungen abgeben. Auf der anderen 
Seite sollte mit dem Auftraggeber vereinbart werden, dass die Empfehlungen 
entweder umgesetzt werden oder eine begründete Ablehnung erfolgt. Der 
Durchführungsträger muss für alle Beteiligten erkennbar neutral sein und 
die notwendigen Kenntnisse für die Durchführung des Verfahrens Planungs-
zelle besitzen. Um die Qualität des Verfahrens zu sichern, wurde der Begriff 
Planungszelle geschützt. Wer ein Beteiligungsverfahren mit dem Namen 
Planungszelle durchführen möchte, muss dazu eine Qualitätskontrolle über 
sich ergehen lassen.

Was unterscheidet Planungszellen von anderen Beteiligungsverfahren?
Der wesentliche Vorteil der Planungszelle gegenüber anderen Beteiligungs-
verfahren liegt in der Auswahl der Teilnehmenden. Während politische Be-
teiligung sich zumeist auf eine durchaus berechtigte Betroffenenbeteiligung 
beschränkt, werden in den Planungszellen per Zufall ausgewählte Menschen 
beteiligt, die in der Regel kein besonderes Eigeninteresse mit dem zu lösenden 
Problem verbindet. Planungszellen sind deshalb geeignet, für die Gemein-
schaft tragbare Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Bei einer auf die Interes-
sierten beschränkten Beteiligung hingegen zeigen Praxiserfahrungen, „dass 
es in erster Linie negativ Betroffene sind, die für eine Mitwirkung mobilisiert 
werden können. Sie beurteilen den Planungsgegenstand vor allem aufgrund 
der speziellen Auswirkungen auf die eigenen Interessen und vernachlässi-
gen den übergeordneten Gesamtzusammenhang. Nachträgliche, punktuelle 
Korrekturarbeit wirkt der konsistenten und konzeptionellen Planungsarbeit 
jedoch weitgehend entgegen.“*

Und die Betroffenen?
Die Zufallsauswahl der Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter ermög-
licht prinzipiell die Teilnahme von Mitgliedern aller gesellschaftlichen 
Gruppen. Die Möglichkeit, vor einer Art „neutraler Jury“ die eigene Meinung 
geordnet in den Planungsprozess einbringen zu können, schafft Vertrauen bei 
den Betroffenen. Die Notwendigkeit, sich bei der Eingabe von Informationen 
in die Planungszellen auf das Wesentliche und Machbare zu konzentrieren, 
unterstützt bei organisierten Interessengruppen den Meinungsbildungspro-
zess und die Entwicklung alternativer Überlegungen unter stärkerer Berück-
sichtigung von Fremdinteressen. Der Einblick in die Arbeit der Planungszellen 
durch begleitende Presseberichte und die Veröffentlichung der Ergebnisse 
im Bürgergutachten verschaffen dem Entscheidungsprozess die nötige Trans-
parenz und regen die themenbezogene Diskussion in der Gemeinschaft an. 
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Merkmal

Vergütung

Information durch Experten, 
Betroffene, Hearings und Begehungen

Befristete Teilnahme (in der Regel 4 Tage)

Rotierende Kleingruppenarbeit

Zusammenfassung der Ergebnisse 
und des Ablaufs im Bürgergutachten

Neutraler Durchführungsträger

Zufallsauswahl der BürgergutachterInnen 
(aus dem Einwohnermelderegister)

Effekt

› Symbol für Ernsthaftigkeit des Projekts
› Identifi kation mit der Gutachterrolle

› informationsgesättigte Entscheidungen
› nachhaltige Empfehlungen

› verhindert die Entstehung von 
› verfahrensspezifi schen Interessen

› hemmt Meinungsführerschaften
› Partizipation aller Lebenserfahrungen
› erleichtert Meinungswandel

› Transparenz
› Arbeitsbasis für weitere Arbeit
› Basis für Evaluation

› Vertrauensbasis für die Teilnahme
› Ausgeglichenheit der Informationseingabe
› Ausgeglichenheit der Moderation
› seriöse Zusammenfassung im Bürgergutachten

› Abbild der Ursprungsgesellschaft mit hoher Heterogenität
› Bürger- statt Betroffenenbeteiligung
› gewährleistet Gleichheit
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60% Frauen 40% Männer

Höhere Repräsentativität durch Zufallsauswahl

33% Frauen 67% Männer

Geschlechterverteilung Bürgergutachten 

„Kinder in die Mitte“

Geschlechterverteilung

Landtag Vorarlberg



Zufallsauswahl Teilnehmer Zukunftswerkstatt

Einladung

Auftaktveranstaltung

Zukunftswerkstatt 1

Runder Tisch 2

Zukunftswerkstatt  2

Runder Tisch 1

Zufallsauswahl Teilnehmer Planungszellen

Planungszelle 1/2

Planungszelle 3

Planungszelle 4/5

Redaktion Bürgergutachten 

Öffentliche Übergabe

Nach 1 Jahr Umsetzungsbericht

Beispiele bisheriger Planungszellen/Bürgergutachten 

Entwicklung von Prüfkriterien für Warentests 
Auftraggeber: Stiftung Warentest

Bewertung alternativer Autobahntrassen 
Auftraggeber: Baskische Straßenverkehrsbehörde

Attraktiver Öffentlicher Personennahverkehr in Hannover 
Auftraggeber: ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe AG

Lengerich 2047 – Vorbereitung eines städtebaulichen Ideenwettbewerbs
Auftraggeber: Stadt Lengerich

Bürgergutachten Merler Keil 
Bewertung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme
Auftraggeber: Stadt Meckenheim

Bürgergutachten zum Verbraucherschutz in Bayern
Auftraggeber: Freistaat Bayern

Bürgergutachten Umgestaltung Graz-Neutorgasse 
Auftraggeber: Stadt Graz

Wie hat sich das Verfahren weiterentwickelt?
Durch die Einbettung der Planungszellen in ein mehrstufi ges dialogisches 
Verfahren, mit den Optionen einer vorgezogenen Zielgruppenbeteiligung (mit 
verschiedenen Methoden) und einer auf Wunsch möglichen Begleitung durch 
Umsetzungsgruppen, wird das Verfahren für immer mehr Einsatzfelder 
interessant.

2.2  Ablauf und Organisation des Verfahrens in Vorarlberg

Für das Bürgergutachten im Rahmen des Projekts „Kinder in die Mitte“ wurde 
in Vorarlberg ein mehrstufi ges Verfahren durchgeführt.

Ablaufplan des Bürgergutachtens für „Kinder in die Mitte“ 
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Die Zukunftswerkstatt ist eine von 
Robert Jungk entwickelte Methode, in 
Gruppen phantasievolle Lösungsan-
sätze zu entwickeln. Die klassische Zu- 
kunftswerkstatt besteht aus drei 
Phasen: Kritikphase, Utopiephase und 
Realisationsphase.

Erste Phase – Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
In der ersten Phase entwickelten 51 per Zufall ausgewählte Kinder und Ju-
gendliche von 10 – 15 Jahren Vorstellungen zum Projekt „Kinder in die Mitte“. 
Dazu wurde ein sogenannter Planungszirkel durchgeführt.

Der Planungszirkel
ist eine Kombination der Verfahren Zukunftswerkstatt und Planungszelle. 
Bei dieser Kombination wird die Methodik der Zukunftswerkstatt  genutzt, 
um Ideen und Kreativität zu einer bestimmten Problemlage zu aktivieren. 
Elemente der Planungszelle werden genutzt, um die Ergebnisse der Zukunfts-
werkstatt stärker mit den Bedürfnissen und Ressourcen für die Umsetzung 
abzustimmen. Prioritäten werden gesetzt, ohne das Engagement für andere 
Lösungsvorschläge der Zukunftswerkstatt zu bremsen.

Die Ergebnisse der Zukunftswerkstatt wurden von Experten beraten und den 
Kindern erneut für mögliche Veränderungen vorgelegt. Aufbauend auf den 
variierten Ergebnissen berieten die Experten über die genaue Ablaufstruktur 
des Bürgergutachtens. Die Ergebnisse des Planungszirkels wurden von einem 
Teil der Kinder und Jugendlichen in den Planungszellen präsentiert. 

Zweite Phase – Planungszellen
In der zweiten Phase verglichen die per Zufall ausgewählten Bürgerinnen 
und Bürger die zusammengetragenen Informationen mit Expertenwissen, 
Stellungnahmen von Interessenvertretern und ihren eigenen Lebenser-
fahrungen, um anschließend konkrete Empfehlungen für die Problemlösung 
abzugeben. 

Kern ihrer Arbeit war das Gespräch in ständig wechselnden Kleingruppen, 
da es vor allem um den Vergleich der Informationen mit ihren Lebenserfah-
rungen ging. Die Ergebnisse der Planungszellen fi nden sich in diesem Bür-
gergutachten zusammengefasst als zukünftige Entscheidungshilfe für die 
Landespolitik. 

Am ersten Tag wurde in das Verfahren eingeführt. Die Teilnehmenden erhiel-
ten Gelegenheit, vor der Eingabe neuer Informationen ihre Gedanken zum 
Thema in einer ersten Kleingruppenphase mit weiteren Bürgergutachtern zu 
diskutieren. Danach ging es zunächst darum, einige Grundlageninformationen 
zu erhalten und in neuen Kleingruppen zu diskutieren. Als eine wesentliche 
Grundlage der weiteren Arbeit wurde das von den Jugendlichen entwickelte 
Ideenkonzept präsentiert. 

Am vierten Tag haben die Bürgergutachter in Kleingruppen die neuen Infor-
mationen in ein eigenes Ideenkonzept umgesetzt. 
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 Bürgergutachten „Kinder in die Mitte“
 Beispiel der Planungszelle 1

 Programmübersicht

 Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag

8.00 Uhr Begrüßung Kinderbetreuung Schule Refl exion
 Erste    Leitlinien
 Einstellungen

9.30 Uhr   Pause

10.00 Uhr Erziehungs- Praxistest Schul- Projektideen
 kompetenz  atmosphäre

11.30 Uhr  Mittag

12.30 Uhr Familiäre Open Space Freiräume Muster-
 Netzwerke   projekte 
     
14.00 Uhr Pause

14.30 Uhr Vereinbarkeit Ergebnisse Partizipation Abschluss- 
 Familie und Beruf Planungszirkel  bewertung
  Kinder & Jugend  Ausklang

16.00 Uhr Ende
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2.3  Informationseingaben

Arbeitseinheit 1:  Erste Einstellungen
Nach einer Begrüßung durch Projektleiter Dr. Manfred Hellrigl und einer kur-
zen Einführung in den Ablauf der vier Tage ging es unmittelbar an die Arbeit. 
Bevor die Bürgergutachter von Fremdinformationen beeinfl usst wurden, 
erhielten sie Gelegenheit, sich unbeeinflusst einige Gedanken zu machen 
– zunächst jeder für sich mit einem kurzen Fragebogen und anschließend 
gemeinsam in Kleingruppen. Auf Grundlage der eigenen Lebenserfahrungen 
wurde diskutiert, was Kinder brauchen, damit sie sich wohl fühlen, und was 
entsprechend zu vermeiden ist.

Die Ergebnisse der Kleingruppenarbeit wurden im Plenum auf Wandplakaten 
gesammelt und von jedem einzelnen Teilnehmer mit Punkten bewertet. Sie 
blieben ebenso wie alle weiteren Gruppenergebnisse die nächsten Tage im 
Raum präsent, damit die Teilnehmenden immer wieder darauf Bezug nehmen 
konnten und nicht nur auf die Referenten reagieren mussten.

Arbeitseinheit 2:  Erziehungskompetenz
Nach einer kurzen Vorstellung der Vorarlberger Familienpolitik ging Roland 
Marent auf den ständigen Wandel sowie unterschiedliche Ansichten in Er-
ziehungsfragen und Familienstrukturen ein. Die Erziehung von Kindern sei 
eines der wenigen Dinge, für die man keinen Schein benötige (s. Führerschein, 
Diplom etc.). Wie sehr ein solcher Schein notwendig oder wünschenswert 
sei, ließ er bewusst offen, stellte aber dar, dass Erziehung als lebenslan-
ger Prozess einer ständigen Refl exion und Veränderung bedürfe. Die hierfür 
notwendigen aktuellen Kenntnisse würden von verschiedenen Institutionen 
in Vorarlberg vermittelt. Unterstützung fänden sie von Kommunen, die z. B. 
Erziehungshilfe und Erziehungsförderung im Rahmen von Programmen wie 
„Familienfreundliche Gemeinde“ anbieten würden. Als weitere Diskussions- 
anregung stellte er Möglichkeiten der frühzeitigen Vermittlung von Eltern- 
kompetenzen sowie alternative Formen des Lernens und der Unterstützung 
vor (z. B. Au-pair oder Soziales Jahr).

Arbeitseinheit 3:  Familiäre Netzwerke
Am Beginn von Michael Hollensteins Ausführungen stand die These: „Wenn 
Kinder Menschen haben, an die sie sich wenden können, um mit ihnen über 
den Stress des Alltags zu sprechen, dann bewältigen Kinder die Herausforde-
rungen des Lebens besser.“ Beim derzeitigen Wandel der Familienzusammen-
setzungen müssen dies laut Hollenstein nicht immer die Eltern sein. Es könne 
auch andere Personen geben, mit denen die „Familie“ bzw. die Kinder ver-
bunden seien. Wichtig sei, dass Kinder ein individuell klares Familienbild mit 
Grenzen, aber auch mit Durchlässigkeiten (Freunde) haben. Kinder und Eltern 
bräuchten soziale Netzwerke – aus der Verwandtschaft und informell. „Ein 
Kind braucht ein ganzes Dorf, um groß zu werden.“ Gesunde Familien hätten 
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viele Freunde. In Zeiten hoher (nicht nur berufl ich bedingter) Mobilität sei es 
schwierig, entsprechende Netzwerke zu knüpfen. Hier sei eine Unterstützung 
durch die Gemeinschaft gefragt.

Arbeitseinheit 4:  Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Barbara Bohle machte Ausführungen zu folgenden Thesen: 
› Betriebliche Angebote zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

bringen wirtschaftliche Vorteile für die Unternehmen (Gleitzeit, Jahresar-
beitszeit, Jobsharing ...).

› Wenn wir wollen, dass in Vorarlberg wieder mehr Kinder geboren werden, 
dann brauchen wir eine Arbeitswelt, in der familiäre Pfl ichten nicht zu ei-
nem berufl ichen Hindernis für Frauen und Männer werden (Wiedereinstieg, 
Teilzeitarbeit ...).

› Wir brauchen ein öffentliches Klima, in dem Kinder willkommen sind. Dazu 
gehört eine Arbeitswelt, in der die Bedingungen für Eltern attraktiv sind 
(Betriebskindergarten, Mittagessen, Notdienste/Notmütter, Tagesmütter ...).

› Die Flexibilisierung der Arbeitszeit darf nicht auf Kosten der Schwächsten, 
der Kinder, betrieben werden. Kinder brauchen einen gut geregelten und 
überschaubaren Tagesablauf (Arbeitszeitgestaltung).

› Durch familienfreundliche Maßnahmen wird die Arbeitszufriedenheit er-
höht. Qualifi zierte MitarbeiterInnen werden im Unternehmen gehalten und 
Fluktuation und Fehlzeiten werden minimiert.

Arbeitseinheit 5:  Kinderbetreuung
Dr. Werner Grabher und Katja Steininger stellten die Perspektive des Kindes 
in den Mittelpunkt. Die vorschulische Kinderbetreuung solle die Betreuung 
in der Familie nicht ersetzen, sondern ergänzen. Vor dem Hintergrund verän-
derter Geschlechterrollen, Familienformen und Arbeitswelten müsse ge-
schaut werden, wie die frühkindliche Entwicklung (kognitiv, motorisch, emo-
tional, sozial) am besten unterstützt werden könne. Vorschulische Betreuung 
sei nicht gleich Vorschule, aber Bildung sei immer auch Betreuung und um-
gekehrt. Um dies zu optimieren, sei zu überprüfen, ob Rahmenbedingungen in 
verschiedenen Betreuungsformen harmonisiert werden könnten, insbeson-
dere Betreuungsqualifi kation und Finanzierung. Als weiteren wichtigen Punkt 
führten die beiden Referenten die frühzeitige Prüfung des Entwicklungs-
standes an, damit die Unterstützung der Entwicklung kindgerecht stattfi nden 
könne (kein Förderautomatismus). Dazu solle es fl exible Lösungen möglichst 
ohne Ausschluss geben, d. h. Integration von Kindern solle vor Sonderlösun-
gen kommen – weshalb eine Investition in weiche Faktoren wie Betreuungs-
personal notwendiger sei als in die „Hardware“.

Arbeitseinheit 6:  Praxistest
In dieser Arbeitseinheit haben die Teilnehmenden verschiedene Informati-
onsmaterialien zum Thema Kinder und Familie gesichtet und bewertet. Die 
Sichtung des Materials geschah zunächst individuell und wurde dann in 
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Kleingruppen besprochen. Es waren Stärken und Schwächen der Unterlagen 
festzuhalten, um Anregungen für die weitere Arbeit in den Planungszellen zu 
gewinnen. Die Ergebnisse wurden als Collagen auf Plakatpapier präsentiert. 

Arbeitseinheit  7:  Open Space
Diese Arbeitseinheit bildete den Abschluss des Themenbereichs Familie und 
Betreuung. Gleichzeitig führte sie über zu den Ergebnissen des Planungszir-
kels der Kinder und Jugendlichen sowie der daraus resultierenden Anknüp-
fungen in den weiteren Arbeitseinheiten. Die Bürgergutachter konnten hier 
ihre bisherige Arbeit noch einmal überdenken und Punkte aufgreifen, die ihnen 
bisher zu kurz gekommen waren oder noch gefehlt hatten. Auf Grundlage 
ihrer Themenvorschläge erhielten sie hier – einmalig im Verfahren – die Mög-
lichkeit, sich nach Neigung in Kleingruppen zusammenzusetzen. Außerdem 
konnten sie zwischen den Kleingruppen wechseln. Die Ergebnisse wurden 
anschließend im Plenum präsentiert.

Arbeitseinheit  8:  Anknüpfungspunkt Planungszirkel
Teilnehmende des Planungszirkels „Kinder und Jugend“ präsentierten ihre 
Ergebnisse vor den Planungszellen und standen für eine ausführliche Frage     - 
runde zur Verfügung. Darüber hinaus lagen die Ergebnisse der Beteiligung 
am Materialtisch aus. Hier ein Überblick über die wichtigsten Ergebnisse: 
Die Kinder und Jugendlichen möchten ihre Umwelt aktiv mitgestalten und 
sind bereit, Angebote und Aktivitäten gemeinsam mit den Erwachsenen zu 
planen, durchzuführen und zu bewerben. Sie möchten von den Erwachsenen 
Freiräume zugestanden bekommen – ob dies in der Schule ist, im räumlichen 
Angebot oder in den Möglichkeiten der Freizeitgestaltung. Die Erwachsenen 
sollen ihnen die notwendigen Rahmenbedingungen zur Verfügung stellen und 
sie als Partner akzeptieren. Für viele ihrer Wünsche ist es wichtig, dass ihnen 
Räume zur Verfügung stehen. Der Wunsch nach Abgrenzung wird deutlich, 
und zwar nicht nur gegenüber den Erwachsenen, sondern auch intern; das 
heißt alters- und zum Teil auch geschlechtsspezifi sch, mit dem Bedarf nach 
verschiedenen Angeboten (Räumen), bei gleichzeitigem Wunsch nach Be-
gegnungsbereichen. Darüber hinaus sahen die Kinder und Jugendlichen aus 
Dornbirn Handlungsbedarf im Bereich Schule, während im Bregenzerwälder 
Planungszirkel der Wunsch nach mehr Möglichkeiten der Freizeitgestaltung 
besonders auffällig war. Der Wunsch nach „Jugendräumen“ stand im Vor-
dergrund, gefolgt vom Wunsch nach sportlichen Betätigungen wie „Skaten“. 
Räume möchten im Bregenzerwald vor allem die jüngeren Mädchen, die das 
Bedürfnis nach Kontakt mit Gleichaltrigen haben und nicht so sehr an klassi-
schen „Burschenaktivitäten” wie Fußball ausgerichtet sind.
 
Arbeitseinheit  9:  Schule – differenzieren oder integrieren?
Dr. Ruth Allgäuer stellte zunächst kurz die gute Position der Vorarlberger 
Schulen in Österreich und international dar. Anschließend zeigte sie auf, wo 
sie den größten Verbesserungsbedarf sieht. Im Mittelpunkt stehen für sie 
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der Inhalt und die Qualität der Arbeit und des Personals. Es reiche nicht aus, 
wenn die Lehrkräfte fachliche Experten seien, sie müssten auch einen Zugang 
zu den Schülern fi nden und sich bei ihrer Arbeit wohl fühlen. Hierzu sei über 
eine Reform der Lehrerausbildung nachzudenken, die zu einem früheren 
Praxiskontakt (-test) führe, damit manche Lehrer nicht am Ende einer langen 
Ausbildung feststellen, dass ihnen für den Lehrerberuf wichtige (Sozial-) 
Kompetenzen fehlen. 

Schulintern sei sowohl in Bezug auf die räumliche als auch auf die Unter-
richtsgestaltung eine anregungsreiche (Lern) Umgebung sinnvoll. Wichtig 
sei, dass Kinder nach Eignung und Neigung gefördert werden. Eine solche 
Förderung müsse stärker im Mittelpunkt der Arbeit stehen. Diese Punkte zu 
diskutieren sei wesentlicher als der Streit um die richtige Schulform. Gleich-
wohl müsse man darüber diskutieren, wann der Übergang von der gemeinsa-
men Schule zur getrennten, begabungs-, interessen- und praxisorientierten 
weiterführenden Schule optimal sei. Wichtiger als diese Diskussion erscheine 
aber die Qualität des Unterrichts, die die Lehrer durch ständiges Hinterfra-
gen und gezielte Fortbildung auf dem aktuellen Stand halten müssten. Zur 
Qualität des Unterrichts gehöre auch der Bezug zu den Lehrpersonen und 
insbesondere zum Klassenvorstand, der laut Allgäuer mehr Stunden mit der 
eigenen Klasse haben sollte, z. B. durch die mögliche Einrichtung von Flä-
chenfächern.

Arbeitseinheit 10 :  Schulatmosphäre
Andreas Gorbach setzte mit seinen Ausführungen bei einer kurzen Erinnerung 
an die Schulerfahrungen jedes Einzelnen an. Die Schule sei als Arbeitsplatz 
und „Lebensraum“ für Lehrer und Schüler zu verstehen, und vor allem die 
Lehrer hätten die Möglichkeit, die Atmosphäre an ihrem Arbeitsplatz aktiv zu 
gestalten. Dies beginne schon mit der räumlichen Gestaltung, die gemeinsam 
mit Schülern organisiert werden könne. Weitere wesentliche Grundlage sei 
ein wertschätzendes Miteinander an der Schule, d. h. dass jedem zunächst ein- 
mal positiv begegnet werde. 

Für ein besseres Miteinander sei aber auch das gegenseitige „Feedback“ wich-
tig, d. h. die Rückmeldung zwischen Schülern und Lehrern sowie zwischen 
Eltern und Lehrern. Dies setze bei den Lehrern Selbst- und Sozialkompetenz 
voraus (Refl exions-, Kritik-, Teamfähigkeit, Psychologie ...). Diese Kompeten-
zen seien aber nicht gleichmäßig vorhanden und sollten daher in verpfl ichten-
den Weiterbildungen geschult und in einem entsprechenden Anforderungs-
profi l festgehalten werden. Auch die Lehrerausbildung sei diesbezüglich 
zu reformieren und durch eine anreizbezogene Dienstrechtsreform in ihrer 
Wirkung zu ergänzen. Schlussendlich könne dann auch über eine Schulreform 
mit gemeinsamem Unterricht von 10- bis 14-Jährigen (der regional schon 
vorhanden sei) nachgedacht werden.
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Arbeitseinheit  11:  Räume für Kinder und Jugendliche  
Michael Rauch führte aus, dass Kinder und Jugendliche Spiel- und Experi-
mentierräume brauchen. Im Rückblick auf die eigene Kindheit würden viele 
Erwachsene merken, dass ihnen besonders Erlebnisse in unkontrollierten 
und zum Teil unerlaubten Freiräumen Erfahrungen für ihre weitere Entwick-
lung gebracht hätten. Diese Räume für Kinder gingen immer mehr zurück und 
würden immer mehr eingegrenzt, geregelt und funktionalisiert. Dies werde 
zum Beispiel an zugebauten Freifl ächen, intensiverem Verkehr und Prozes-
sen gegen Kinderlärm von Spielplätzen deutlich. Hier sei die Politik gefordert, 
Prioritäten zu Gunsten von Kindern und Jugendlichen zu verschieben und 
entsprechende gesetzliche, fi nanzielle und bewusstseinsbildende Rahmen-
bedingungen zu schaffen. Es sollten neue Angebote unter Einbezug der Kinder 
und Jugendlichen geschaffen werden sowie das notwendige Verständnis 
für die Anliegen und Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen in der Gesell-
schaft.

Arbeitseinheit  12:  Partizipation
Carmen Feuchtner erläuterte kurz die Geschichte der Partizipation von der 
Französischen Revolution bis heute. Prägend bei der jüngsten Entwicklung 
mit der UNO-Kinderrechtskonvention sei ein neues Verständnis: weg vom 
Kind als einem erst Mensch Werdenden hin zum Kind als einem Menschen mit 
eigenen Rechten und eigenem Willen. Mit der Verankerung der Kinderrechte in 
den entsprechenden Gesetzen sei die Partizipation aber noch nicht vollzogen. 
Frau Feuchtner zeigte gute Beispiele aus Vorarlberg und anderen Ländern auf, 
die Anregung für weitere Partizipations möglichkeiten boten. Dabei unter-
schied sie die Intensität der Beteiligung von Mitsprache über Mitwirkung und 
Mitbestimmung hin zur Mitentscheidung. Könnten die Kinder dergestalt par-
tizipieren, so bringe das vielfältige positive Wirkung. Für Kinder verbesserten 
sich Sozialkompetenz, Solidarität, Selbstverständnis und Lebensgefühl sowie 
die Fähigkeit und Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen, ferner das 
Vertrauen in die Erwachsenen und die Gesellschaft. Für Erwachsene bringe 
es den Vorteil, erneuten Kontakt zu Fähigkeiten der Kindheit zu erhalten, und 
Anregungen von Kindern, die durchaus in der Lage seien, für andere Menschen 
mitzudenken. Je nach altersbedingten Fähigkeiten sollten die Kinder daher 
möglichst intensiv an der Gestaltung ihrer Umwelt beteiligt werden, denn sie 
seien diejenigen, die am längsten mit den Folgen derzeitiger Entscheidungen 
leben müssten. 

Arbeitseinheit  13:  Refl exion und Leitlinien
Zum Beginn des vierten Tages erhielten die Teilnehmenden Gelegenheit, die 
bisherige Arbeit zu refl ektieren. Dazu konnten sie ihre Notizen ebenso nut-
zen wie die ausgehängten Wandplakate mit den Ergebnissen der bisherigen 
Arbeitseinheiten. Anschließend einigten sie sich in Kleingruppen auf jeweils 
zwei bis drei Leitlinien für ein noch kinderfreundlicheres Bundesland Vorarl-
berg. Die Leitlinien wurden im Plenum präsentiert und bei Bedarf präzisiert. 
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Schließlich konnte jeder Bürgergutachter mit Klebepunkten die für ihn wich-
tigsten Leitlinien unterstützen.

Arbeitseinheit  14:  Empfehlungen I – Mögliche Musterprojekte
Die Kleingruppen wurden nun so zusammengesetzt, dass aus jeder Klein-
gruppe der vorherigen Arbeitseinheit mindestens ein Bürgergutachter in jeder 
neuen Kleingruppe vertreten war. So waren die Entstehungshintergründe 
aller Leitlinien in jeder Kleingruppe präsent. Die Kleingruppen verständigten 
sich nun auf die beiden für sie wichtigsten Leitlinien und entwarfen die Grob-
konzepte für ein bis zwei Musterprojekte je Leitlinie. Diese Musterprojekte 
wurden dann erneut im Plenum präsentiert.

Arbeitseinheit 15 :  Empfehlungen II – Musterprojekt 
Die Kleingruppen behielten ihre Zusammensetzungen und hatten nun Gele-
genheit, die Planungen für ein Musterprojekt zu vertiefen. Hierzu sollten sie 
bedenken, welche gesellschaftlichen Gruppen beteiligt sein sollten und wie 
die entsprechenden Beiträge auszusehen hätten. Darüber hinaus sollten sie 
sich auch ein paar Gedanken zur Finanzierung machen und überlegen, wie 
sich die Umsetzung beziehungsweise der Erfolg des Projekts später messen 
lassen könnte. Bei den Überlegungen und ihrer anschließenden Präsentation 
konnten sie ihrer Kreativität freien Lauf lassen.

Arbeitseinheit  16:  Ausklang
Zum Ende der Planungszellen konnten die Teilnehmenden noch einmal indivi-
duelle Stellungnahmen zu ihrer Arbeit abgeben. Dabei ging es sowohl um die 
Qualität der Ergebnisse und deren Umsetzung als auch um die Verfahrens-
kritik. Dies geschah zunächst einmal per Fragebogen und anschließend auch 
im Plenum. Bei den Plenumsrunden waren jeweils Vertreter des Projektteams 
anwesend, um die Kritik direkt mitzubekommen. 

Ergebnisse
Die Ergebnisse wurden dann von forum b im vorliegenden Bürgergutachten 
zusammengefasst. Zur Ergebniskontrolle haben aus jeder Planungszelle Teil- 
nehmende die erste Zusammenfassung Korrektur gelesen, bevor diese in die 
Endredaktion und den Druck ging. Bevor diese Ergebnisse in den Kapiteln 4 
bis 6 vorgestellt werden, fi nden sich im nächsten Teil die Ergebnisse der Ver-
fahrensbewertung. 
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* Detaillierte Ergebnisse sind der 
 Diplomarbeit von Liane Hrach zu 
 entnehmen: Ein 30 Fragen um-
 fassender Fragebogen zu Inhalten 
 und Ablauf des Verfahrens wurde
 an die Bürgergutachter verteilt und
 von 73 Teilnehmenden ausgefüllt. 
 Die Ergebnisse wurden von Liane 
 Hrach ausgewertet und stellen die
 Grundlage der folgenden Ausfüh- 
 rungen dar.

2.4  Verfahrensbewertung

Die Bewertung des Verfahrens durch die Bürgergutachter am Ende der vier 
Tage erbrachte folgende Ergebnisse.*

Bewertung in Schulnoten  (Häufi gkeit einer bestimmten Note)

 1 2 3 4 5 Ø

Ablauf der 4 Tage 42 22 4 0 1 1,4

Organisation 46 20 4 1 0 1,5

Vorträge 28 35 6 0 0 1,7

Diskussionsrunden 34 22 10 2 2 1,8

Moderation 45 20 5 1 0 1,5

Ergebnisqualität 15 37 14 1 2 2,1

Die Teilnehmenden waren im Durchschnitt mit dem Verfahren und den Ergeb-
nissen gut bis sehr gut zufrieden. Am kritischsten beurteilen sie ihre eigene 
Arbeit mit der Durchschnittsnote 2,1. Bezüglich der Umsetzung der mit gut 
eingeschätzten Arbeitsergebnisse erhoffen sie eine Quote von 49,03 %. Die 
geringste Umsetzungsquote wird von denen erwartet, die auch die Ergebnis- 
qualität als weniger gut bewertet haben. Eine Mitursache für die teilweise
empfundene Unzufriedenheit war die von einzelnen Teilnehmenden als in-
tolerant beschriebene Zusammenarbeit mit anderen Bürgergutachtern. 
Dieses Empfi nden war vor allem in zwei Planungszellen aufgetreten. Hier 
wird ein gewisses Defi zit des hier vorgestellten Projekts deutlich: Die geringe 
Teilnahmequote, die zu Planungszellengrößen von 13 bis 17 Bürgergutach-
tern führte (statt 20 bis 25). Daraus folgten eine weniger repräsentative 
Zusammensetzung in den einzelnen Planungszellen sowie weniger Möglich-
keiten für wechselnde Kleingruppenzusammensetzungen. Der insgesamt 
guten Bewertung entsprechend würden bis auf zwei Bürgergutachter alle 
Teilnehmenden ihren Bekannten zur Teilnahme an einem Verfahren wie der 
Planungszelle raten.
 
An ähnlichen Bürgerbeteiligungsverfahren haben bisher lediglich vier Bürger-
gutachter mitgewirkt. Die Bürgergutachter halten die Möglichkeit einer Mit-
wirkung allerdings im Durchschnitt für sehr wichtig, und zirka vier Fünftel 
von ihnen würden sich auch zukünftig gerne öfter beteiligen. Entsprechend 
sind sie eher unzufrieden mit den bisherigen Möglichkeiten zur Bürgerbeteili-
gung in Vorarlberg. Bedarf für weitere Bürgerbeteiligung sehen sie vor allem 
im sozialen Bereich, gefolgt von Themen im Bereich Umwelt / Raumplanung, 
sie sind aber auch bereit, sich allgemein einzubringen.
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Das Verfahren Bürgergutachten durch Planungszellen erhebt den Anspruch, 
eine für qualifi zierte Beteiligungsverfahren sehr bunte Teilnehmerzusam-
mensetzung zu erreichen. Grundlage hierfür sind die Zufallsauswahl sowie 
das Angebot der Kinderbetreuung und eine Aufwandsentschädigung. 

Erstes Anzeichen für die Teilnehmermischung ist die Altersverteilung der 
Bürgergutachter. Die Zufallsauswahl begann mit 17 Jahren und war nach 
oben offen. Aus der Altersgruppe über 75 Jahre erklärte sich allerdings nur 
eine Teilnehmerin im Alter von 83 Jahren zur Mitarbeit bereit. Insgesamt 
entsprach die Verteilung nach Altersgruppen ungefähr der Bevölkerungszu-
sammensetzung:
› mit 12 Bürgergutachtern in der Altersgruppe von 17 bis 30 Jahren 
› 16 Teilnehmenden in der Altersgruppe von 31 bis 40 Jahren(wobei 
 der absolut stärkste Jahrgang die 36-Jährigen mit 5 Personen waren) 
› ebenfalls 16 Personen in der Altersgruppe von 41 bis 50 Jahren 
› 14 Teilnehmenden in der Altergruppe von 51 bis 60 Jahren
› sowie 13 Bürgergutachtern im Alter von 61 bis 70 Jahren 
› und den beiden ältesten Teilnehmenden mit 71 Jahren und 83 Jahren

Mit etwa drei Fünfteln sind die Frauen in der Teilnehmerschaft 
überrepräsentiert.

 

Vor dem Hintergrund der rückgängigen Geburtenzahlen ist es interessant zu 
sehen, dass die Bürgergutachter durchschnittlich 2,21 Kinder hatten, wobei 
hier die Kinderanzahl der älteren Teilnehmenden deutlich höher ist als die der 
jüngeren. Knapp 20 % der Bürgergutachter hatten keine Kinder. 

Bürgergutachter 13 9 22 19 4 2 3 1

Anzahl ihrer Kinder 0 1 2 3 4 5 6 7

Ebenfalls erwähnenswert erscheint, dass 32 Bürgergutachter in Haushalten 
ohne Kinder und Jugendliche (Personen im Alter bis 18 Jahre) lebten und 41 
in Haushalten mit Personen bis 18 Jahren.

3  Die Bürgergutachter
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60% Frauen

40% Männer

Geschlechterverteilung Bürgergutachten 

„Kinder in die Mitte“



Gefragt nach der höchsten abgeschlossenen Schulbildung, ergab sich zum 
Bildungsniveau der Bürgergutachter Folgendes: 11 Teilnehmende haben 
die Pfl ichtschule absolviert, ungefähr die gleiche Anzahl hat einen (Fach-) 
Hochschul- bzw. Akademie-Abschluss (12 Personen). Über eine abgeschlos-
sene Lehre verfügen 19 Bürgergutachter, Matura haben 16, und eine mittlere 
Schule ohne Matura haben 15 Bürgergutachter abgeschlossen.

Zu ihrem bisherigen Engagement befragt, ergab sich bei den Bürgergutach-
tern folgendes Bild: Ungefähr 20 % der Bürgergutachter waren parteipoli-
tisch engagiert. Nur wenige engagierten sich bisher in einer Bürgerinitiative 
und knapp zwei Fünftel war in Vereinen aktiv.

Zusammenfassung
Aus diesen Daten ergibt sich folgendes Bild: Die Altersverteilung stimmt rela-
tiv gut mit der der Gesamtbevölkerung überein, während die Beteiligung von 
Frauen etwas über dem Durchschnitt lag. Ebenfalls abweichend vom Landes-
durchschnitt ist, dass ca. die Hälfte der Teilnehmenden sich zur Zeit weder 
in Ausbildung noch in Arbeit befand, sondern aus Hausfrauen und Pensionisten 
zusammensetzte. Vor dem Hintergrund der viertägigen Dauer ist insgesamt 
positiv zu vermerken, dass sich die Teilnehmenden von ihren sonstigen Ver-
pfl ichtungen freigemacht haben und etwa die Hälfte auch berufl iche Verpfl ich-
tungen und ähnliches verschoben hat. Hätten zehn männliche Arbeiter mehr 
teilgenommen (Anmeldungen lagen vor, konnten aber kurzfristig nicht einge-
halten werden), wäre die Zusammensetzung nahezu optimal gewesen.
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Derzeitige Beschäftigungsform der Bürgergutachter

25% Hausfrauen  

25%  Pensionisten 

23%  Angestellte

11%  Auszubildende

7%  Arbeiter

7%  Selbständige

1%  Arbeitslose

1%  Präsenzdiener

Partei  20%

Bürgerinitiative  6,7% 

Verein  37,8%

Mitgliedschaften der Bürgergutachter
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4.1  Methodische Vorbemerkungen

Über eine Zufallsauswahl beteiligte Bürger des Landes Vorarlberg haben vier 
Tage darüber beraten, in welche Richtung sich ihr Land zukünftig entwickeln
soll, um zum kinderfreundlichsten Bundesland in Österreich zu werden. Die 
Ergebnisse dieser Arbeit sollen im Folgenden kurz beschrieben werden. Bevor 
dies geschieht, hier einige methodische Vorbemerkungen: Zur Erarbeitung 
eines Leitbildes ist es notwendig, einige Rahmenbedingungen zu klären. 
Zunächst muss die Ist-Situation analysiert werden, d. h. deren Vorzüge und 
Nachteile werden diskutiert. Vor diesem Hintergrund können Ideen entwi-
ckelt und weitere Informationen kritisch hinterfragt werden, bevor schließ-
lich Empfehlungen erarbeitet werden können. Diese Leitgedanken für die 
Zukunft geben Orientierungen für die Entwicklung von Musterprojekten. An 
diesem Ablaufprinzip orientierte sich die Erstellung des Bürgergutachtens 
„Kinder in die Mitte“.

Das Bürgergutachten soll die Arbeit der Bürger wiedergeben, daher werden 
im folgenden Text häufi g Äußerungen der Bürgergutachter direkt übernom-
men. Sind diese durch Herauslösung aus dem Zusammenhang nur schwer 
verständlich, so werden sie gegebenenfalls ergänzt. Um Schwerpunkte deut-
lich zu machen, wurden die Ergebnisse zu thematischen Gruppen zusammen-
gefasst. Diese Themengruppen wurden, wenn möglich, mit einem von den 
Bürgergutachtern verwendeten Stichwort bezeichnet. Zitate der Bürgergut-
achter werden kursiv und die Stichworte der Themengruppen werden in der 
Randspalte mit grüner Schrift dargestellt. Sofern am Ende der Arbeitseinhei-
ten Ergebnisse zusammengetragen und einer Wertung unterzogen wurden, 
werden die wichtigsten Punkte als Zwischenergebnisse in einem Text feld als 
Anregungen dargestellt. Ergänzend wird im Textfeld ein Bezug zwischen den 
Anregungen aus der Arbeitseinheit und den Projektskizzen aus Arbeitseinheit 
15 erstellt.

4.2  Arbeitseinheit 1: Erste Einstellungen

Die Bürgergutachter sind eindeutig der Meinung, dass es für das Wohl von 
Kindern am wichtigsten ist, dass sie sich geborgen fühlen. Dies sollte am 
besten in einer intakten Familie sein. Die Stichwortgruppe Geborgenheit 
wurde von ihnen mit einem Drittel ihrer Klebepunkte bedacht (129 von 375 
Punkten). Dabei war absoluter Spitzenreiter der Stichwortzettel: Gemein-
schaft, intakte Familie, Geborgenheit (27 Punkte). Dieses Stichwort bildet 

4  Ergebnisse der Informations- 
und Beratungsphase

36



Geborgenheit
Intakte Familie

Freiräume
Werte

Zeit
Förderung

Gegenseitiges Vertrauen 

Gewalt
Überforderung

Streit
Lieblosigkeit, Zwänge, 

Falsche Freizeitgestaltung
Drogen

gleichzeitig die Überleitung zur zweiten Gruppe von Nennungen Intakte Fami-
lie, die mit 58 Punkten deutlich dahinter liegt. Darüber hinaus ist den Bürger-
gutachtern wichtig, dass die Kinder Freiräume erhalten, in denen sie Kind sein 
dürfen, und dass ihnen Werte vermittelt werden, am besten dadurch, dass 
Erwachsene ihnen diese Werte vorleben. Nach Ansicht der Bürgergutachter 
sollten sich die Erwachsenen für Kinder Zeit nehmen, in der sie Zuhören 
lernen / Kinder ernst nehmen. Außerdem sollten die Kinder Förderung und 
gegenseitiges Vertrauen erfahren.

Die zweite Frage, zu der die Bürgergutachter ihre Gedanken austauschten, 
lautete: „Was ist für das Wohl der Kinder zu vermeiden?“ Hier erhielt die 
Vermeidung von Gewalt im Durchschnitt von jedem Bürgergutachter mindes-
tens einen Punkt (82 Punkte). Es folgt der Stichwortbereich Überforderung 
z. B. in Form von Überforderung, Angst vor Versagen. An dritter Stelle folgt 
Vermeidung von Streit, z. B. wird gefordert: Konfl ikte in der Familie nicht über
die Kinder austragen, unlösbare Konfl ikte und Streit zwischen Partnern. 
Darüber hinaus sollten Lieblosigkeit, Zwänge, falsche Freizeitgestaltung und 
Drogen vermieden werden.
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Anregungen
Das Wichtigste für Kinder ist die Geborgenheit im familiären Umfeld. Hier 
sollte sich jeder Einzelne seiner gesellschaftlichen Verantwortung bewusst 
sein. Gleiches gilt für die Vermeidung von Gewalt und der Überforderung 
von Kindern. Die Politik sollte hier versuchen, einen unterstützenden Rahmen 
zu gestalten. Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
A.2  Veränderung des Werterahmens
PZ 5 KG C Familie als „Güte“-Zeichen
PZ 3 KG C Die Wertevermittlung wird in Familie und Gesellschaft 
 gefördert (vorgelebt)

PZ = Planungszelle    KG = Kleingruppe
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4.3  Arbeitseinheit 2: Familienkompetenz

Um die individuelle Familienkompetenz in der Gesellschaft zu verbessern, 
sollte nach Ansicht der Bürgergutachter vor allem im Bereich Elternbildung, 
aber auch in der Beratung, ein Ausbau erfolgen. Die meisten Vorschläge der 
Bürgergutachter kamen aus dem Bildungsbereich; diese erhielten auch die 
meisten Punkte (ca. 2/3). Zur Verbesserung des Bildungsangebots sollten 
vor allem vorbereitende und begleitende Seminare zur Elternschaft verstärkt 
angeboten werden (z. B. Vorträge in kleinen Strukturen; regelmäßig 2 – 3 
Gemeinden gemeinsam). Darüber hinaus sollten bereits in der Schule, z. B. 
durch Haushalts- und Erziehungsunterricht für Mädchen und Buben, Kenntnis-
se zum Thema vermittelt werden. Eine Erweiterung des Mutter-Kind-Pass 
um Bildung könnte nach Ansicht der Bürgergutachter ebenfalls zur besseren 
Elternbildung beitragen. Insgesamt sollten die Möglichkeiten zur Bildung und 
Beratung verstärkt wahrgenommen werden – dadurch, dass die beteiligten 
Institutionen verbesserte Informationen weiter streuen. 

Im Beratungsbereich sollte über einen Ausbau der Beratungsstellen nach-
gedacht werden. So regen die Bürgergutachter z. B. Kompetente Beratungs-
stellen für fi nanzielle Anliegen (pro Bezirk) an. Darüber hinaus sollte Eigen-
initiative, z. B. in Form von Bildung einer Gemeinschaft für junge Eltern/
Erfahrungs austausch, gefördert werden. Speziell sollten Beratungsstellen 
zur Krisenbewältigung, beispielsweise Anlaufstellen für Kinder mit Verhal-
tensstörungen (für Eltern), ebenso unterstützt werden wie Partnerschafts-
beratungen.

Vorbereitende und begleitende 
Seminare

Bereits in der Schule
Erweiterung des 

Mutter-Kind-Pass um Bildung
Informationen weiter streuen

Beratungsstellen
Eigeninitiative

Krisenbewältigung
Partnerschaftsberatung
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Anregungen
Für eine verbesserte Familienkompetenz sollten vor allem vorbereitend und 
begleitend Seminare für Familien (Eltern) angeboten werden. Die Angebote 
sollten weder verpfl ichtend sein, noch mit Sanktionen bei Nichtteilnahme 
belegt werden. Sinnvoll erscheinen Teilnahmeanreize wie die Verknüpfung 
begleitender Angebote mit dem Mutter-Kind-Pass. Im Bereich der Beratung 
sollte ein vielfältiges Angebot vorgehalten und Eigeninitiative unterstützt 
werden. Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
B.1  Projekte zur Familienkompetenz
PZ 1 KG B Eltern-Kind-Pass
PZ 4 KG C Elternbildung
B.3  Alternative Familienunterstützung
PZ 2 KG A Familienbörse
PZ 5 KG B Förderung von Eigeninitiativen
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4.4  Arbeitseinheit 3: Familien und Netzwerke

Mit ihren Klebepunkten konnten die Bürgergutachter einen Schwerpunkt bei 
der „Stärkung der Familienstrukturen“ oder bei „Anknüpfungspunkten für 
neue Netzwerke“ wählen. Sie klebten ihre Punkte im Verhältnis vier zu drei 
mit dem Schwerpunkt Familie, allerdings mit einigen inhaltlichen Überschnei-
dungen zum Bereich „Netzwerke“. Für beide Teilbereiche fanden die Bürger- 
gutachter eine Vielzahl an Anknüpfungsmöglichkeiten, daher ist hier vieles in 
den Rubriken Sonstiges zusammengefasst.

Zur Stärkung der Familienstrukturen erschien es den Bürgergutachtern am 
wichtigsten, sie fi nanziell zu sichern. Diese Sicherung bezieht sich sowohl 
auf die aktuelle fi nanzielle Situation der Familie (z. B. Familienfreundliche 
Tarife) als auch auf die Auswirkungen von Erziehungszeiten für die Altersab-
sicherung (z. B. Pensionsversicherung für den Teil, der nicht erwerbstätig ist). 
Durchschnittlich knapp die Hälfte der Bürgergutachter hat auch einen Punkt 
für die Verbesserung des persönlichen Miteinanders geklebt (z. B. Partner-
schaft-Beziehung stärken – Streitkultur entwickeln [persönlicher Beitrag]).

Wie können Familienstrukturen gestärkt werden?

Den interessantesten Ansatzpunkt für neue Netzwerke sehen die Bürger-
gutachter im Generationenkontakt. Dieser könnte locker gepfl egt (Jugend 
+ Alter verknüpfen), aber auch in entsprechende Förderprogramme gepackt 
werden (Eine Generationen-Wohnbauförderung). Wichtig erscheint den 
Bürgergutachtern nicht nur der Kontakt zwischen den Generationen, sondern 
die Kontaktpfl ege generell (Neue Netzwerke mit geringen Kosten [Nachbar-
schaft, Freunde, Selbsthilfegruppen]). Darüber hinaus regen die Bürger    -
gutachter Beratungsmöglichkeiten für Elternteile an, die nicht über entspre-
chende Netzwerkstrukturen verfügen, sowie das Anknüpfen an vorhandene 
Vereinsstrukturen. 

Sonstiges

Finanzielle Absicherung
Persönliches Miteinander

Generationenkontakt
Kontaktpfl ege

Beratungsmöglichkeiten
Vereinsstrukturen
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Anregungen
Um Familien zu stärken, sollten sie vor allem fi nanziell abgesichert sein. 
Darüber hinaus hat in den Augen der Bürgergutachter das persönliche Mitein-
ander (Werte, Umgang) eine wichtige Funktion, daher sollten Beratungs- 
und Weiterbildungsangebote hier ansetzen. Über die Familie hinausgehend 
bedeutet dies Kontaktpfl ege, vor allem auch zur älteren Generation. Hier 
sollten vom Land die Rahmenbedingungen entsprechend beeinfl usst werden. 
Siehe auch: 
A.2  Veränderung des Werterahmens
PZ 5 KG C Familie als „Güte“-Zeichen
PZ 3 KG C Die Wertevermittlung wird in Familie und Gesellschaft 
 gefördert (vorgelebt)
A.3  Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien
PZ4 KG A In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern 
 als Alleinverdiener zu unterhalten
PZ 2 KG C Nicht berufstätige Elternteile sind sozial abgesichert
B.3  Alternative Familienunterstützung
PZ 2 KG A Familienbörse
PZ 5 KG B Förderung von Eigeninitiativen

4.5  Arbeitseinheit 4: Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Als Grundlage für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf sehen 
die Bürgergutachter ein besseres Betreuungsangebot. Hier wünschen sie sich 
vor allem Betreuungsstätten mit fl exibleren Betreuungszeiten ab 6.00 Uhr 
(fl exible Abhol- und Bringzeiten) ganzjährig. Fast ebenso wichtig ist ihnen 
die fi nanzielle Absicherung sowohl der Familien – z. B. durch Müttergeld 

Besseres Betreuungsangebot
Finanzielle Absicherung
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(mehr Familienbeihilfe) als Alternative zur Tagesmutter – als auch der Be-
triebe, die sich hier vorbildhaft verhalten – beispielsweise durch Förderung 
von Betrieben, die Mütter „aus Gründen der Existenzsicherung“ einstellen. 
Darüber hinaus sollten die Möglichkeiten zum Wiedereinstieg, die betriebli-
che Kinderbetreuung und fl exible Arbeitszeit verbessert werden. Ergänzend 
plädieren die Teilnehmenden für eine stärkere Geschlechtergerechtigkeit 
und eine bewusstere Wahrnehmung der Mutter-/Elternrolle.

Beiträge zur Vereinbarkeit Familie und Beruf

Anregungen
Für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf wollen die Bürger-
gutachter vor allem ein besseres Betreuungsangebot. Darüber hinaus sollen 
fi nanzielle Absicherung und eine Vielzahl von Maßnahmen einen Beitrag 
leisten. Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
B.2  Vereinbarkeit von Familie und Beruf
PZ 5 KG A Familienfreundliches Unternehmen
A.3  Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien
PZ4 KG A In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern 
 als Alleinverdiener zu unterhalten
PZ 2 KG C Nicht berufstätige Elternteile sind sozial abgesichert
B.3  Alternative Familienunterstützung
PZ 2 KG A Familienbörse
PZ 5 KG B Förderung von Eigeninitiativen

Wiedereinstieg
Betriebliche Kinderbetreuung

Flexible Arbeitszeit
Geschlechtergerechtigkeit

Mutter-/Elternrolle
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4.6  Arbeitseinheit 5: Kinderbetreuung

Einen erhöhten Bedarf in der Kinderbetreuung sehen die Bürgergutachter 
vor allem für Kinder im Kindergartenalter. Hier hat statistisch jeder Bürger-
gutachter mindestens einen Punkt für Maßnahmen wie Kindergarten: kos-
tenlos / fl exibel oder Kindergarten mit fl exiblen Zeiten geklebt. Durchschnitt-
lich fast einen Punkt von jedem Bürgergutachter erhielten Vorschläge wie 
beispielsweise Mobiler Hilfsdienst für Familien für die Alternativbetreuung 
von Kindern. Darüber hinaus wird eine integrierende Betreuung gewünscht. 
Die Bürgergutachter regen weiter an, über eine fi nanzielle Absicherung der 
Familien nachzudenken, um eine Betreuung in der Familie zu ermöglichen 
sowie Eigeninitiative zu fördern, die Ausbildung der Betreuer zu verbessern 
und insgesamt eine Harmonisierung der Betreuung anzustreben. 

Ausbaubedarf in der Kinderbetreuung

Anregungen
Eine verbesserte Kinderbetreuung wollen die Bürgergutachter vor allem 
für das Kindergartenalter (fl exibel und integrativ). Ergänzende Alternativ-
angebote werden angeregt und auch die Finanzierung ist hier wieder von 
großer Bedeutung.  
B.2  Vereinbarkeit von Familie und Beruf
PZ 5 KG A Familienfreundliches Unternehmen
A.3  Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien
PZ4 KG A In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern 
 als Alleinverdiener zu unterhalten
PZ 2 KG C Nicht berufstätige Elternteile sind sozial abgesichert
B.3  Alternative Familienunterstützung
PZ 2 KG A Familienbörse
PZ 5 KG B Förderung von Eigeninitiativen
C.1  Allgemein
PZ 1 KG A Schulen – gleichberechtigtes Miteinander
PZ 1 KG C Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)
PZ 3 KG B Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden

Kinder im Kindergartenalter
Alternativbetreuung

Integrierende Betreuung
Finanzielle Absicherung der 

Familien
Eigeninitiative

Ausbildung der Betreuer
Harmonisierung der Betreuung
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4.7  Arbeitseinheit 6: Praxistest

Die Ergebnisse des Tests der Informationsmaterialien fi el nicht nur zwischen 
den Planungszellen, sondern auch zwischen den einzelnen Kleingruppen 
sehr unterschiedlich aus. So gab es Kleingruppen, die starken Wert auf den 
Inhalt legten und diesen einer Wertung unterzogen, andere achteten sehr 
auf die Darstellungsart und bewerteten vor allem das Design. Wieder andere 
Kleingruppen zogen beides in ihre Bewertung ein, und schließlich gab es 
noch Kleingruppen, die neue Darstellungen zum Motto des Bürgergutach-
tens: „Kinder in die Mitte“ entwarfen. Als Beispiel unterschiedlicher Wer-
tung mag das vom Büro für Zukunftsfragen herausgegebene Foto-Faltblatt 
„Kinder in die Mitte“ dienen: Inhaltlich wurde es als schwach kritisiert, aber 
als optisch ansprechend gelobt und in den meisten Collagen von den Bürger-
gutachtern eingesetzt. Ein Punkt, der insgesamt häufi g kritisiert wurde, 
war die Überfrachtung mit Informationen zu Lasten einer übersichtlichen 
Darstellung. Hier wünschen sich die Teilnehmenden eine Beschränkung auf 
das Wesentliche. Durch diese Arbeitseinheit erhielten die Bürgergutachter 
viele Anregungen für ihre weitere Arbeit, vor allem durch die Präsentation 
der unterschiedlichen Herangehensweisen im Plenum. 
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4.8  Arbeitseinheit 7: Open Space

Ähnlich wie beim Praxistest war auch die Herangehensweise in der „Open-
Space-Einheit“ unterschiedlich. Ein Großteil der Bürgergutachter nutzte 
die Gelegenheit, um bereits angesprochene Punkte zu vertiefen bzw. aus 
einer anderen Perspektive erneut zu diskutieren. Andere brachten Themen 
ein, zu denen sie sich bereits im Vorfeld der Planungszellen Gedanken ge-
macht hatten. Zum Teil wurden schnell einige Punkte für eine Präsentation 
aufgeschrieben und dann in anderen Kleingruppen weiter gearbeitet. 
Die meisten Bürgergutachter blieben aber vom Anfang bis zum Ende der 
Arbeitseinheit bei einem Thema. 

Themenliste Open Space 
› Benimm-Schule für Kinder 
› Die Sicht der Dinge (unterschiedliche) Generationen 
› Eigenverantwortung in Erziehung / Persönlichkeitsbildung + 
 soziales Verhalten 
› Erwachsene lernen von Kindern 
› Familie & Beruf 
› Familiengespräche – Netzwerke 
› Festigung zur Problembewältigung (Suchtvorbeugung) 
› Freiraum für Kinder – Integration / Behinderte + schwierige Kinder 
› Kindsein dürfen 
› Kinderbetreuung und Schule 
› Lehren und vorleben 
› Medienkonsum 
› Neue Wohnformen für die Zukunft 
› Sensibilisierung der Familie und Erwachsenenbildung 
› Sprachausbildung 
› Ursachenforschung statt Symptombekämpfung 
 betreffend Familienstrukturen 
› Widersprüche / (Zeit Beruf) / Wer erzieht mein Kind / 
 Zukunft Familie + Gesellschaft 
› Wünsche von Anderssprachigen 
› Zeit haben für Kinder
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4.9  Arbeitseinheit 8: Anknüpfungspunkte 
zur Kinder- und Jugendbeteiligung

Nach der Ergebnispräsentation des Planungszirkels diskutierten die Bürger-
gutachter Gelegenheit, Anknüpfungspunkte für die Arbeit der nächsten 
Tage. Die meisten Anknüpfungspunkte sahen sie im Bereich Schule. Hier ging 
es ihnen vor allem um die Schulatmosphäre mit Vorschlägen wie Kreative 
Unterrichtsmethoden und Raum für offene Fragen, z. B. Fragekästen (ano-
nym), z. B. Extrastunden. Auch für den Anknüpfungspunkt Freizeiträume/
Jugendräume klebte im Durchschnitt fast jeder Bürgergutachter einen Punkt. 
Hier kamen aus den Planungszellen Anregungen wie Freizeiträume unter 
Einbindung der Jugendlichen (z. B. Projekt, um Geld für Raumgestaltung zu 
erhalten) und entsprechende Begleitung durch Vertrauenspersonen. In der 
Wertung folgen Anregungen zu Freiräumen, neuen Sportmöglichkeiten, 
Mobilität und Freizeitangeboten.

Anknüpfungspunkte zur Kinder- und Jugendbeteiligung

Anregungen
Die wichtigsten Anknüpfungspunkte aus dem Planungszirkel sind für die 
Bürgergutachter: Schule und Freizeiträume. Auch sollte intensiv darüber 
nachgedacht werden wie die Kinder und Jugendlichen Freiräume und neue 
Sportmöglichkeiten erhalten können.
A.1  Maßnahmen, die direkt bei Kindern und Jugendlichen ansetzen
PZ 1 KG D  Kinderparlament
PZ 3 KG A Begleitung Beratung und Hilfestellung Jugendlicher 
 bei der Lösung ihrer Probleme (Jugendcoach)
C  Projekte für Institutionen / C.1  Allgemein
PZ 1 KG A Schulen – gleichberechtigtes Miteinander
PZ 1 KG C Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)
PZ 3 KG B Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden

Schule
Freizeiträume/Jugendräume

Freiräume 
Neue Sportmöglichkeiten

Mobilität
Freizeitangebote
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4.10  Arbeitseinheit 9: Systemverbesserungen Schule

Nach den sachlichen Rückfragen zum Vortrag diskutierten die Bürgergutach-
ter in Kleingruppen über mögliche Systemverbesserungen im Bereich Schu-
le. Als wichtigste Verbesserungsmöglichkeit erschien ihnen eine Reform 
des Dienstrechts zum Beispiel mit folgender Ausprägung Absetzung Lehrer, 
verpfl ichtende Weiterbildung, weniger Ferien, Gehaltskurve ausgeglichener 
u. leistungsbezogen. Weiterhin legten sie großen Wert auf eine integrative 
Schule mit beispielsweise folgenden Ausprägungen: starke und schwache 
Schüler gemeinsam unterrichten bis maximal 14 Jahre. Bedingungen: wenig 
Schüler, Team-Teaching, Fördermaßnahmen für Starke und Schwache. Als 
dritten wichtigen Punkt möchten sie die Qualität der Schule durch verpfl ich-
tende Lehrerfortbildung verbessern.

Verbesserungsvorschläge zum Schulsystem

Auf die Frage, in welchem Schulsystem die Bürgergutachter sich diese Ver-
besserung am ehesten vorstellen könnten, war die überwiegende Mehrheit 
der Meinung, dies könne am ehesten in einem Schulsystem geschehen, in dem 
die Schüler frühestens ab der sechsten Jahrgangsstufe getrennt werden.

Anregungen
Für ein besseres Schulsystem wollen die Bürgergutachter vor allem ein 
anreizbezogenes Dienstrecht mit verpfl ichtenden Lehrerfortbildungen. 
Die Schulen sollen integrativ sein und die Schüler mindestens bis zum Ende 
der sechsten Jahrgangsstufe gemeinsam unterrichten.
Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
C  Projekte für Institutionen / C.1  Allgemein
PZ 1 KG A Schulen – gleichberechtigtes Miteinander
PZ 1 KG C Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)
PZ 3 KG B Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden
C.3  Schule
PZ 4 KG B Projekt: Sozial- und Familienkunde im Lehrplan verankern

Reform des Dienstrechts
Integrative Schule
Lehrerfortbildung
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4.11  Arbeitseinheit 10: Schulatmosphäre

Möglichkeiten zur Verbesserung der Schulatmosphäre sehen die Bürgergut-
achter vor allem in einer verstärkten Schulpartnerschaft zwischen Lehrern, 
Eltern, Schülern und Schulträgern, z. B. durch vertiefende Gespräche zwi-
schen Eltern, Lehrern und Schülern. Darüber hinaus geht es ihnen um eine 
gegenseitige Wertschätzung vor allem von Seiten der Lehrer, die z. B. als 
Grundvoraussetzung den Charakter der Kinder als gut anerkennen sollen. 

Weiterhin regen die Bürgergutachter eine verstärkte Partizipation der Schü-
ler ebenso an wie eine verbesserte Lehrerausbildung, mehr Methodenviel -
falt im Unterricht, eine anregende Raumgestaltung und mehr Projekte in der 
Schule. 

Ergänzend berieten die Bürgergutachter über die  Zusatzfrage Schulzeiten
Drei Themenbereiche wurden in den Kleingruppen von den 
Bürgergutachtern diskutiert: 
› die Ferienregelung
› die 5- bzw. 6 Tage-Woche
› der Nachmittagsunterricht

Das klarste Meinungsbild gab es für eine neue Ferienregelung. Denkbar wäre 
für die Bürgergutachter das Ferienmodell an Schweizer Modell anpassen 
(3 Blöcke). Ebenfalls mindestens einen Punkt pro Teilnehmenden erhielt im 
statistischen Mittel die Anregung, weitere Möglichkeiten für bedarfsgerech-
ten Nachmittagsunterricht zu schaffen (Nachmittagsbetreuungsangebot 
schaffen (nach Bedarf + fl exibel)). Zur Verteilung auf die Wochentage ent-
schieden sie sich mehrheitlich für die 5-Tage-Woche.

Schulpartnerschaft
Wertschätzung

Partizipation
Lehrerausbildung
Raumgestaltung

Projekte

Neue Ferienregelung
Nachmittagsunterricht

5-Tage-Woche
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Verbesserungsvorschläge für die Schulatmosphäre

2+3=5
1+1+3=5
1+1+1+2=5

Schulpartnerschaft

Wertschätzung

Partizipation

Lehrerausbildung

Methodenvielfalt

Sonstiges
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Anregungen
Damit sich alle Beteiligten an der Schule wohler fühlen, sollten Lehrer, Eltern, 
Schüler und Schulträger sich im intensiven, wertschätzenden Kontakt zu-
einander über die Gestaltung des Schulraumes und der schulischen Inhalte 
austauschen. Hierzu wäre evtl. eine veränderte Lehrerausbildung mit höhe-
ren pädagogischen und psychologischen Anteil sinnvoll. Darüber hinaus wird 
angeregt die Ferienregelung an das „Schweizer Modell“ anzupassen sowie 
über einen generellen Übergang zur „5-Tage-Woche“ und ein zusätzliches 
„Nachmittagsangebot“ an Schulen nachzudenken. 
Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
C  Projekte für Institutionen
C.1  Allgemein
PZ 1 KG A Schulen – gleichberechtigtes Miteinander
PZ 1 KG C Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)
PZ 3 KG B Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden
C.3  Schule
PZ 4 KG B Projekt: Sozial- und Familienkunde im Lehrplan verankern
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4.12  Arbeitseinheit 11: 
Freiräume von Kindern und Jugendlichen

Im Anschluss an Referat und Fragerunde diskutierten die Bürgergutachter 
mehrere Fragen. Zunächst wurde darüber nachgedacht, wie Kinder zu 
ihren Räumen kommen. Hier spielten sowohl die Eigeninitiative der Kinder 
als auch die Unterstützung durch andere eine wichtige Rollen.

Wie kommen Kinder zu ihren Räumen?

Aufbauend auf diese Refl exion diskutierten sie mögliche Beiträge von Politik, 
Eltern und Gemeinschaft zur Erlangung der Freiräume. Bei der anschließen-
den Gewichtung mit Klebepunkten wurde ein Verantwortungsschwerpunkt 
der Politik erkennbar.

Von der Politik erwarten die Bürgergutachter vor allem, dass diese vorhan-
dene Möglichkeiten nutzt, dazu gehört einerseits, Räume ganzjährig freizu-
geben (z. B. Mehrfachnutzung von öffentlichen Einrichtungen ermöglichen), 
andererseits soll sie Planung mit Freiräumen betreiben (z. B. frühzeitig bei 
Raumplanung [Flächenwidmung] Interessen der Kinder beachten).

Darüber hinaus erwarten die Bürgergutachter von den Politikern, dass sie 
den gesetzlichen und den fi nanziellen Rahmen schaffen, damit Kinder und 
Jugendliche zu Freiräumen kommen. Auch sollten sie Engagement fördern 
und Partizipation vorantreiben.

Die drei wichtigsten Beiträge von Eltern und Gemeinschaft sind Toleranz 
(z. B. Gesellschaft: Kinder mehr akzeptieren [umdenken], nicht nur an 
Interessen Erwachsener), allgemeine Unterstützung (z.B. Ehrenamtliche 
Übernahme von Aufsicht, damit die Einrichtungen bei Ferienzeiten geöffnet 
werden können) und Wertevermittlung (z.B. Eltern sollen sich Zeit nehmen 
und bestehende Angebote nutzen > Vorbildwirkung).

Räume ganzjährig freigeben
Planung mit Freiräumen

Gesetzlichen Rahmen schaffen
Finanziellen Rahmen schaffen

Engagement fördern
Partizipation

Toleranz
Allgemeine Unterstützung

Wertevermittlung
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Nennungen aus den Kleingruppen

33% Fremdunterstützt

31% Eigeninitiativ

15% Institutionell

13% Sonstiges

8% mit Eltern
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Anregungen
Anregungen: Nach Ansicht der Bürgergutachten sollte die Politik vor allem 
den organisatorischen Rahmen dafür schaffen, dass Kindern und Jugend-
lichen Freiräume zur Verfügung stehen, dabei geht es weniger um die Bereit-
 stellung fi nanzieller Mittel, als vielmehr um die Einbeziehung dieser Inter-
essen in politische Überlegungen z. B. bei der Raumplanung. Ebenso sollten 
Eltern und Gemeinschaft die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen akzep-
tieren und nicht nur an ihre eigenen Interessen denken. Siehe auch: 
Ergebnisse der Empfehlungsphase
A  Veränderung der Rahmenbedingungen
A.1  Maßnahmen, die direkt bei Kindern und Jugendlichen ansetzen
PZ 1 KG D  Kinderparlament
PZ 3 KG A Begleitung Beratung und Hilfestellung Jugendlicher 
 bei der Lösung ihrer Probleme (Jugendcoach)
A.2  Veränderung des Werterahmens
PZ 5 KG C Familie als „Güte“-Zeichen
PZ 3 KG C Die Wertevermittlung wird in Familie und Gesellschaft 
 gefördert (vorgelebt)
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4.13  Arbeitseinheit 12: 
Partizipation von Kindern und Jugendlichen

Die Bürgergutachter sehen die meisten Ansätze für mehr Partizipation im 
Bereich der Schule (z. B. Verpfl ichtende Klassenräte: zuständig für Pro-
bleme, je nach Bedarf tagend). Es folgen dicht hintereinander die Bereiche 
Gemeinde (z. B. bei der Planung + Einrichtung von Freizeitanlagen) und 
der Bereich Familie (z. B. Anregungen von Kindern ernst nehmen, damit 
auseinandersetzen, Aussage tätigen, dazu Hausumfeld, Spielplatz, Garten 
gestalten).

Bereiche möglicher Partizipation von Kindern und Jugendlichen

Anregungen
Nach Ansicht der Bürgergutachter sollten die Kinder und Jugendlichen 
mehr Freiräume erhalten und in allen Bereichen ernst genommen werden. 
Im kommunalen Bereich sehen die Bürgergutachter vor allem die Notwen-
digkeit, die Kinder und Jugendlichen an sie betreffenden Planungen zu 
beteiligen. In der Schule sollten sie Gelegenheit erhalten, ihre Probleme 
zu beraten und sich für ihre Interessen bis hin zur Lehrplangestaltung mit 
einzusetzen. Siehe auch: Ergebnisse der Empfehlungsphase
A  Veränderung der Rahmenbedingungen
A.1  Maßnahmen, die direkt bei Kindern und Jugendlichen ansetzen
PZ 1 KG D  Kinderparlament
PZ 3 KG A Begleitung Beratung und Hilfestellung Jugendlicher 
A.2  Veränderung des Werterahmens
PZ 3 KG C Die Wertevermittlung wird in Familie und Gesellschaft 
 gefördert (vorgelebt)

Schule
Gemeinde

Familie
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Nachfolgend sind die Ergebnisse der Gruppenarbeiten aus den Arbeitsein-
heiten 13 bis 15 dargestellt. Um eine zusammenfassende Betrachtung zu 
ermöglichen, wurden die Ergebnisse nach einem einheitlichen Muster 
ge gliedert. Mit Zustimmung des Redaktionsteams der Bürgergutachter wur-
den sie zunächst in drei Ergebnis-Bereiche eingeteilt, die sich wiederum 
in mehrere Teilbereiche gliedern. In dieses Muster fügen sich die Leitlinien 
aus Arbeitseinheit 13, die Projektideen aus Arbeitseinheit 14 und die Projekt-
skizzen aus der Arbeitseinheit 15. 

   Ergebnisart

Arbeitseinheit 13 ›  Leitlinien  › Teilbereiche

Arbeitseinheit 14 › Projektideen › Bereiche › Teilbereiche

Arbeitseinheit 15 › Projektskizzen  › Teilbereiche

Als erstes erläutert eine kurze Übersicht die Zuordnung der Projektskizzen 
zu den Bereichen und Teilbereichen (Kapitel 5.1). Im Anschluss daran 
werden, zunächst einmal tabellarisch, die Leitlinien und die Titel der Projekt-
skizzen den entsprechenden Bereichen und Teilbereichen zugeordnet 
(Kapitel 5.2). Die Protokolle der Ergebnispräsentationen aus der Arbeitsein-
heit 15 schließen sich in Kapitel 5.3 an. Auch sie wurden nach den Bereichen 
und Teilbereichen sortiert.

Zur Ergänzung der Projektskizzen werden in den anhängenden Tabellen die 
Inhalte der Projektideen (Arbeitseinheit 14) als Anregungen aufgelistet.
 

5  Ergebnisse der Empfehlungsphase
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5.1  Die Einteilung der Projektskizzen

Wie beschrieben, haben die Bürgergutachter aus ihren Projektideen die besten 
ausgewählt und die dann in sogenannten Projektskizzen gründlich ausge-
arbeitet. Hier werden sie in eine Ordnung gebracht. Damit soll eine Übersicht 
ermöglicht und die Bandbreite klar werden. (In Abschnitt 5.3 fi nden Sie 
zu jeder Projektskizze eine genauere Beschreibung.)

A  Veränderung der Rahmenbedingungen

Den Projektskizzen, die die Rahmenbedingungen für Familien ändern wollen, 
ist gemeinsam, dass sie eine Neugewichtung von Werten, Rechten und Finan-
zen beinhalten.

A.1  Maßnahmen, die direkt bei Kindern und Jugendlichen ansetzen
Das Gemeinsame dieser beiden Projektskizzen ist ihr direkter Bezug zu den 
Kindern und Jugendlichen. Sie sollen in beiden Projekten die Möglichkeit 
erhalten, ihre Wünsche und Bedürfnisse besser in die Vorarlberger Gesell-
schaft einzubringen. Mit dem Projekt „Kinderparlament“ sollen sie zur aktiven 
Teilnahme am politischen Geschehen animiert werden und mit dem Projekt 
„Jugendcoach“ zum besseren Umgang mit den entsprechenden Angeboten.

PZ 1 KG D  Kinderparlament
PZ 3 KG A Begleitung Beratung und Hilfestellung Jugendlicher 
 bei der Lösung ihrer Probleme (Jugendcoach)

A.2  Veränderung des Werterahmens
Beide Projektskizzen befassen sich mit der ersten zentralen Empfehlung des 
Bürgergutachtens, der Wertediskussion in der Vorarlberger Gesellschaft. 
Dabei stellt „Familie als ‚Güte‘-Zeichen“ ein sehr umfassendes Projekt dar, 
das Inhalte aus fast allen anderen Themenbereichen aufgreift und wesent-
lich von der Politik getragen werden sollte. Die positive Darstellung der 
Fa milie in den Medien stellt hier einen Ausgangspunkt für einen Wertewandel 
dar. Im zweiten Projekt wird hingegen die Vorbildwirkung des Einzelnen 
in den Mittelpunkt gestellt. Familie und Gesellschaft (insbesondere Schule) 
haben hier die Aufgabe, Werte zu diskutieren und als Akteure eine Vorbild-
funktion wahrzunehmen.

PZ 5 KG C Familie als „Güte“-Zeichen
PZ 3 KG C Die Wertevermittlung wird in Familie und Gesellschaft 
 gefördert (vorgelebt)
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A.3  Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien
Die vier Projektskizzen gehen von der zweiten zentralen Empfehlung des 
Bür gergutachtens aus. Sie wollen die fi nanziellen Rahmenbedingungen für 
Familien verbessern. Die Anregungen der beiden ersten Skizzen beziehen 
sich auf alle politischen Ebenen, angefangen beim Steuersystem. Bei den 
familienfreundlichen Tarifen geht es speziell darum, die „Nebenkosten“ der 
Familien vor allem im Freizeitbereich zu senken. Mit der Idee der Studien-
partnerhäuser wird angeregt, die Familien bei der Ausbildung ihrer Kinder zu 
entlasten.  

PZ 4 KG A In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern 
 als Alleinverdiener zu unterhalten
PZ 2 KG C Nicht berufstätige Elternteile sind sozial abgesichert
PZ 2 KG B Familienfreundliche Tarife
PZ 2 KG D Studienpartnerhäuser

B  Projekte für Familien

Die Projektskizzen in diesem Themenbereich haben gemeinsam, dass sie die 
Familienförderung stärker bei den Eltern ansetzen und diese dazu befähigen 
wollen, die Herausforderungen der Elternschaft besser zu bewältigen.

B.1  Projekte zur Familienkompetenz
Diese beiden Entwürfe wollen die Weiterbildungsmöglichkeiten für Eltern 
verbessern und Anreize zur Teilnahme schaffen.

PZ 1 KG B Eltern-Kind-Pass
PZ 4 KG C Elternbildung

B.2  Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Mit diesem Projektvorschlag sollen mögliche Eltern nicht zwischen Familie 
und Beruf wählen müssen, sondern beides miteinander verbinden können 
und somit zur Elternschaft ermutigt werden.

PZ 5 KG A Familienfreundliches Unternehmen

B.3  Alternative Familienunterstützung
Die hier skizzierten Vorschläge verbinden die Empfehlungen zur Werte -
dis kussion und zur fi nanziellen Absicherung der Familien. Nicht vorrangig 
durch Geld sollen die Bedürfnisse von Eltern und Familien erfüllt werden, 
sondern durch die Unterstützung neuer Netzwerke. Diese Netzwerke sollen 
Dienstleistungen vermitteln und Eigeninitiativen unterstützen.

PZ 2 KG A Familienbörse
PZ 5 KG B Förderung von Eigeninitiativen
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C  Projekte für Institutionen

Hier geht es den Bürgergutachtern darum, wie die Schule und andere Kinder-
betreuungsinstitutionen ihr Angebot für Familien und Kinder optimieren 
können. Viele der Anregungen beziehen sich sowohl auf die Schule als auch 
auf andere Einrichtungen der Kinderbetreuung.

C.1  Allgemein
In der ersten Skizze geht es um das gleichberechtigte Miteinander von Anbie-
tern mit unterschiedlichen Konzepten. Das Land soll die Rahmenbedingungen 
für bessere Wahlmöglichkeiten der Eltern schaffen und über die Alternativen 
informieren. Mit der Fortbildung für Lehrer und Betreuungspersonal soll im 
zweiten Projekt die personelle Qualität verbessert und über die gesamte 
Berufstätigkeit des Personals sichergestellt werden. Das dritte Projekt stellt 
die direkten Bedürfnisse der Kinder stärker in den Mittelpunkt und möchte 
ihnen über sportliche Betätigung zu einer besseren Gesundheit und zu etlichen 
Kompetenzen verhelfen.

PZ 1 KG A Schulen – gleichberechtigtes Miteinander
PZ 1 KG C Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)
PZ 3 KG B Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden

C.2  Betreuung
Kein separates Projekt (nur im Zusammenhang mit Schule unter  C.1)

C.3  Schule
Das hier vorgestellte Projekt verbindet die Empfehlung zur Wertediskussion 
mit den Anregungen zum Schulsystem. Eine veränderte Lehrerausbildung 
soll gemeinsam mit der Einbeziehung Dritter Sozial- und Familienkompeten-
zen im Schulbereich stärker vermitteln. 

PZ 4 KG B Sozial- und Familienkunde im Lehrplan verankern
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Drei Ergebnisbereiche des Bürgergutachtens mit 
„Werten und Finanzen“ in der Mitte 

Die Ergebnisse der Bürgergutachter lassen sich grob drei Bereichen zuordnen, 
diese werden durch die Ecken des Dreiecks dargestellt. Diesen Bereichen 
lassen sich die Leitlinien (Arbeitseinheit 13), die Projektideen (Arbeitseinheit 
14) und die Projektskizzen (Arbeitseinheit 15) der Bürgergutachter zuordnen. 
Die Grenzen zwischen den Bereichen sind allerdings fl ießend ebenso wie 
die Zuordnungsmöglichkeit der Projektideen. Zwei Aspekte reichen in alle 
Bereiche, Leitlinien und Projektideen hinein und bilden gleichzeitig die Grund-
lagen für die Empfehlungen des Bürgergutachtens: Fast alle Gedanken 
kreisen um Werte und Finanzen. Die Teilbereiche und ihre Inhalte lassen sich 
entsprechend im Raum zwischen den Punkten A, B und C verorten. 
 

Werte und Finanzen
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5.2  Leitlinien und Projektskizzen 

Nach der in Kapitel 5.1 dargestellten Einteilung lassen sich alle Ergebnisse 
des Bürgergutachtens sortieren. So lassen sich auch die Leitlinien in diese 
drei Bereiche zusammenfassen: 

› Rahmenbedingungen, die sich ändern sollen
› anzustrebende Ziele im Bereich Familie
› anzustrebende Ziele im institutionellen Bereich – hier geht es 
 um Schule und Kinderbetreuung

Für diese Bereiche wurden von den Bürgergutachtern Ziele in Form von 
48 Leitlinien formuliert, die im Folgenden in 24 Leitlinien zusammengefasst 
wiedergegeben werden.  Die detaillierten Leitlinien (mit Überschneidungen) 
fi nden sich dann in der nachfolgenden Tabelle gemeinsam mit den Projekt-
skizzen. In der Tabelle geht es darum, eine kleine Übersicht über die Ideen-
vielfalt der Bürgergutachter zu erhalten. Zur Gewichtung der Leitlinien 
werden hier keine Ausführungen gemacht, diese fi nden sich in der Zusam-
menfassung in Kapitel 6.

1.  Rahmenbedingungen

Damit Vorarlberg dauerhaft kinder- und familienfreundlich wird, müssen 
die Rahmenbedingungen laufend an die sich ändernden Bedürfnisse und 
Wünsche der Kinder angepasst werden. 

› Öffentlichkeit und Unternehmen sind sich der Bedeutung von 
 Kindern und Familien bewusst
› Kinder und Jugendliche werden aktiv in Planungsprozesse einbezogen
 (Partizipation)
› Eltern, Kindergarten, Schule etc. vermitteln Werte
› Familien genießen in allen Lebensbereichen Vergünstigungen
› Nicht berufstätige Eltern sind sozial abgesichert
› Karenzzeiten werden verlängert und auf die Pension angerechnet
› In Vorarlberg ist es möglich, als AlleinverdienerIn eine Familie 
 mit Kindern zu unterhalten
› Alleinerziehende Elternteile werden unterstützt
› Kinder brauchen täglich Bewegung 
 („gesunde und starke Kinder in Körper und Geist“)
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 2.  Familie

› Die Familie wird als Grundzelle unserer Gesellschaft gestärkt 
 und gefördert
› Zuversichtliche Jugendliche leben in Geborgenheit
› Begleitung, Beratung und Hilfestellung für Jugendliche bei der 
 Bewältigung ihrer Probleme
› Umfassende Bildung für Eltern- und Familien, begleitende Information, 
 Anreize und Dokumentation bei der Familiengründung und Kindererziehung
› Vereinbarkeit von Familie und Beruf
› Eigenverantwortung statt Fernsteuerung/Bevormundung
› Kinder und Familien haben den Mut, alternative Möglichkeiten der 
 Unterstützung anzunehmen und einzufordern

3.  Institutionen (Schule und Betreuung)

› Es gibt ein fl exibles Betreuungs- und Schulsystem, in dem Kritikfähigkeit, 
 Kommunikation, Sozialkompetenz und Teamfähigkeit gelebt werden
› Lernstarke und lernschwache Schülern werden gemeinsam unterrichtet 
 und lernen gemeinsam
› In unserem Schulsystem gibt es ein gleichberechtigtes Miteinander 
 von privaten und öffentlichen Schulen
› Die Kinder sind gut auf den Schuleintritt vorbereitet
› Die Schulen entwickeln sich laufend weiter – unter Einbeziehung 
 von Eltern und Schülern
› Kinder und Lehrer haben Gestaltungsfreiräume
› Integration fi ndet statt
› Schule ist Lernen fürs Leben
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Bereich

Teil bereiche

Leitlinien

Projektskizzen

 Rahmen

 Kinder + Jugend direkt

› Laufende Anpassung der 
Rahmenbedingungen an die 
sich ändernden Bedürfnisse 
und Wünsche der Kinder

› Vorarlberg ist kinder- und 
familienfreundlich

 › Eine Partizipation von Kindern 
auf allen Ebenen

› Kinder + Jugendliche 
 werden von Land-, Stadt- 
 und Gemeindeorganen aktiv 

in Planungen und Umsetzung 
von sie betreffenden Dingen 
einbezogen

› Gesunde und starke Kinder 
 in Körper und Geist

› Recht des Schülers auf 
tägliche Bewegungseinheiten 
(auch Schule)

› Kinderparlament

› Jugendcoach

 Werterahmen

› Die Familie wird in der 
Öffentlichkeit attraktiv 
dargestellt 

 (Image / Bewusstsein)

› Das Miteinander ist wertvoll

› Mehr Kinder- bzw. 
Familienbewusstsein 
von Öffentlichkeit und 
Unternehmen

› Das Zusammenkommen 
 von Kindern ist schön

› Familie als Marke

› Eine veränderte Grundhaltung, 
die Kindern ihre Rechte 
einräumt, damit sie sich zu 
verantwortungsbewussten 
Persönlichkeiten entwickeln 

› Konkrete, sichtbare und ver-
ständliche Maßnahmen zur 
Stärkung des Stellenwerts 
aller Familienstrukturen in 

 der Gesellschaft

› Regelmäßige und zwingende 
Formulierung der gesetzten 
Maßnahmen

› Die Wertvermittlung wird in 
der Familie und Gesellschaft 
gefördert (vorgelebt) 

› Das Wechselspiel zwischen
 Freiräumen, Grenzen und 

Toleranz wird kommuniziert

› Wertevermittlung durch 
Eltern, Kindergarten, Schule …

› Familie als „Güte“-Zeichen

› Wertvermittlung fördern / 
vorleben

 Finanzieller Rahmen 
 für Familien

› Familien genießen in 
allen Lebensbereichen 
Vergünstigungen

› Finanzielle Grundsicherung 
für Kinder bis zu 4 Jahren

› Nicht berufstätige Eltern 
 sind sozial abgesichert

› Karenzzeiten werden 
verlängert und auf die 

 Pension angerechnet

› Ausbildung und Löhne 
ermöglichen Familienstart

› Familien ab 3 Kindern werden 
aktiv fi nanziell oder nach 
Bedürfnissen unterstützt

› In Vorarlberg ist es möglich, 
eine Familie mit Kindern 
als AlleinverdienerIn zu 
unterhalten

› Stärkung der 
Mehrkinderfamilien

› Unterstützung 
alleinerziehender Elternteile

› Eltern sozial abgesichert

› Familienunterhalt als 
Alleinverdiener

› Familienfreundliche  Tarife

› Studienpartnerhäuser

Leitlinien und Projekte für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg
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› Die Familie wird als Grundzelle unserer Gesellschaft gestärkt und gefördert.

› Zuversichtliche Jugendliche leben in Geborgenheit

Bereich

Teil bereiche

Leitlinien

Projektskizzen

 Familie

 Familienkompetenz

› Begleitung, Beratung und 
Hilfestellung für Jugendliche 
bei der Bewältigung ihrer 
Probleme

› Die Kinder von Heute sind die 
Eltern von Morgen – 

 wir unterstützen sie!

› Begleitende Information, 
Anreize und Dokumentation 
(Kontrolle) bei der 
Familiengründung und 
Kindererziehung

› Umfassende Eltern- und 
Familienbildung

› Eltern-Kind-Pass

› Elternbildung

 Vereinbarkeit Familie & 
Beruf

› Vereinbarkeit Familie 
 und Beruf

› Familienfreundliches 
Unternehmen

 Alternative 
 Familienunterstützung

› Kinder und Familien haben 
 den Mut, alternative 

Möglichkeiten anzunehmen 
und einzufordern

› Eigenverantwortung 
statt Fernsteuerung 
(Bevormundung)

› Familienbörse

› Förderung von Eigeninitiativen

Leitlinien und Projekte für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg

Bereich

Teil bereiche

Leitlinien

Projektskizzen

 Schule

› Gemeinsamer Unterricht und gemeinsames 
Lernen von lernstarken und lernschwachen 
Schülern

› Ein Schulsystem mit gleichberechtigtem 
Miteinander von privaten und öffentlichen 
Schulen

› Recht des Schülers auf tägliche 
Bewegungseinheiten

› Gut auf den Schuleintritt vorbereitete Kinder

› Die Schulen entwickeln sich laufend weiter 
– unter Einbeziehung von Eltern und Schülern

› Freie Gestaltungsräume für Kinder und Lehrer

› Integration fi ndet statt

› Schule als Lernen fürs Leben

› Ein fl exibles Betreuungs- und Schulsystem, in dem Kritikfähigkeit, Kommunikation, Sozialkompetenz 
und Teamfähigkeit gelebt werden

 Institutionen

 Betreuung

› Ein Kindergartensystem von privaten und 
öffentlichen Kindergärten mit gleichen 
Qualitätsstandards und Bedingungen

› Kostenlose Kinderbetreuung in Vorarlberg

› Eine kindgerechte (angstfrei, gefordert 
 und gefördert, sozial ...) umfassende 
 Kinderbetreuung (2 – 14 Jahre) steht 
 kostenlos zur Verfügung

› Jedes Kleinkind soll, wenn benötigt, 
 einen Betreuungsplatz haben

› Es gibt eine fl ächendeckende, fl exible 
Kinderbetreuung

› Bei Bedarf bekommt jedes Kind 
 (vom Kleinkind bis Ende Schulpfl icht) 

Kinderbetreuung

› Gleichberechtigtes Miteinander

› Fortbildung

› Recht auf Sport
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5.3  Beschreibung der Projektskizzen
Protokolle der Ergebnispräsentation aus Arbeitseinheit 15

Die Projektskizzen entstanden in Kleingruppen in der Arbeitseinheit 15. 
Dort vertieften die Bürgergutachter in Kleingruppen jeweils eine ihrer  
vielen Projektideen aus der Arbeitseinheit 14 und nahmen damit gleich-
zeitig einen Bewertungsprozess vor.

A  Veränderung der Rahmenbedingungen

A.1  Maßnahmen, die direkt bei Kindern und Jugendlichen ansetzen

PZ 1 Kleingruppe D
Unser Projekt heißt Kinderparlament. 

Die Kinder sollten dort haben: Mitentscheidung, -bestimmung, -wirkung, 
-sprache! Es fängt an im Bereich Familie, wie schon oft gehört: der Kernpunkt. 
Dort sollten Kinder mitreden können, angefangen beim Speiseplan, dann bei 
der Freizeit natürlich, im Urlaub, also wo man hinfährt (das Ziel der Reise) 
und bei der Gestaltung des Kinderzimmers. Dann geht es weiter im Kindergar-
ten. Dass dort Kinder auch schon mitsprechen können bei Aktivitäten in- und 
outdoor, also wenn sie z. B. auf Bauernhöfe gehen, sowie auch bei der Raum-
ge staltung (aber das machen sie meist eh schon). In der Schule ist es das 
Gleiche. Die Raumgestaltung trägt dazu bei, dass Kinder sich einfach wohler 
fühlen. Was man beim Kinderparlament noch festhalten könnte: wäre für 
uns ganz wichtig, dass das Kinderparlament eine Zeitung machen kann. Dass 
sie Events bestimmen, dass Unterrichtsformen bestimmt werden können, 
dass Projekttage und -wochen bestimmt werden können und dass Kinder 
Zeugnisse für Lehrer ausstellen und dass sie eine Vertrauenspersonen haben, 
die sie einfach ansprechen können. Weiter haben wir noch Gemeinde und Land, 
wo Kinder auch Freiräume mitbestimmen können. Gemeinnützige Räume 
sollen sie auch in den Ferien nützen können, bei Events mitsprechen können; 
und dass Kinder Seiten bekommen, die sie selber gestalten können, die man 
ins Gemeindeblatt nehmen könnte oder in die Zeitung. Im Bereich Verkehrs-
sicherheit ist die Beteiligung auch noch sehr wichtig. 

Feststellen kann man den Erfolg über entsprechende Berichterstattung in 
der Zeitung (Gemeindeblatt/Kinderseiten), durch Umfragen (z. B. vom Kinder-
parlament über die Schule) und über zufriedene Kinder. Unser Ding ist ganz 
leicht umsetzbar, „kostet überhaupt nix“ und ist wahnsinnig effi zient.
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PZ 3 Kleingruppe A
Leitlinie: Begleitung, Beratung und Hilfestellung Jugendlicher 
bei der Lösung ihrer Probleme. 
Als Musterprojekt resultierte daraus das des Jugendcoaches.

Beruf:  Jugendcoach

Wer bildet aus?
Sozialakademie als bestehende Institution prädestiniert

Wer soll das bezahlen?
Sozial- oder Bildungsministerium

Schwieriger die Frage: 
Wie soll ausgebildet werden? 

Die Ausbildungsweise: da kam uns schnell die Idee der dualen Ausbildung. Es 
soll ein Theorieteil natürlich gegeben sein und ein sehr starker, sehr betonter 
Praxisteil. In diesem Praxisteil soll vorgesehen sein, dass Besuche stattfi nden 
bzw. auch Mitarbeit in verschiedenen Institutionen wie z. B. dem Institut 
für Sozialdienste; Kinderdorf, in der Drogenberatung oder gar in verschiede-
nen Vereinen, um mitzubekommen, wie der Verein strukturiert ist, welche 
Infrastruktur er bieten kann. Also ein sehr komplexes Feld im Rahmen dieser 
dualen Ausbildung. Wir wollen auch nicht die kirchlichen Vereine ausschließen, 
weil wir glauben, dass die Kirchen noch über eine Struktur und Infrastruktur 
verfügen, die durchaus einen Jugendcoach und auch Jugendliche interessieren 
können, wie z. B. die Jungschar. Der Jugendcoach ähnelt sogar von der Idee 
her dem Jungscharführer. 

Wo soll der Jugendcoach nach der Ausbildung Präsenz zeigen? 
Wir denken, dass er natürlich bei Freizeitanlagen in den Jugendhäusern und 
vor allem an den Schulen in Erscheinung treten sollte. In den Schulen vor 
allem wegen den Möglichkeiten, dass er hier eine bestehende Infrastruktur 
vorfi ndet einerseits und andererseits auch, dass ihm das Recht gewährt 
werden könnte, einen regelmäßigen Schulbesuch durchzuführen. Da war 
sogar die Idee, ein Freifach einzurichten. Ich glaube aber, das scheitert eher 
an den Richtlinien, die es „Nichtlehrern“ nicht erlauben, Fächer zu unterrichten. 
Er könnte aber von Lehrern eingeladen werden, die z. B. Soziales Lernen, 
Persönlichkeitsbildung oder ähnliche Dinge vermitteln. Auf alle Fälle soll er 
die Gelegenheit bekommen, hier regelmäßig Besuche durchführen zu können, 
um seine Angebote den Jugendlichen dort darzulegen.
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Was bietet er an?  
Natürlich relevante Informationen für die Jugendlichen, mit denen sie etwas 
anfangen können, wie z. B. über ihre möglichen Freiräume, die in ihrer Gemein-
de vorzufi nden sind, über Freizeitanlagen, über Vereine – das ganze Vereins- 
wesen kann hier z. B. präsentiert werden –, dann über mögliche Kontakt-
adressen, damit die Jugendlichen leicht und schnell entsprechende Kontakte 
zu verschiedenen Institutionen knüpfen können. Darüber hinaus Strategien 
zur Freizeitbewältigung, weil wir denken, dass hier das Hauptaufgabengebiet 
des Jugendcoaches sein soll, dass er erklärt, erläutert und zeigt, wie man Frei-
zeit bewältigen kann – so  verschreckend der Begriff eigentlich ist – und sie z. T. 
herausholt aus ihrer gewohnten Umgebung und wegführt vom Medienkonsum 
hin zum Bewegungserlebnis vielleicht. Natürlich erschöpft sich das nicht allein 
in den hier aufgeführten Begriffen, wir könnten noch eine ganze Reihe anderer 
nennen, z. B. Konfl iktlösungsstrategien könnte er anbieten oder auch selbst 
bei Bedarf hier eingreifen und Konfl ikte lösen helfen, wenn es dazu kommen 
sollte. Dies gilt gerade auch in Freizeitanlagen, wenn er sieht, da bahnt sich ein 
Konfl ikt an und Jugendliche vertragen sich wenig miteinander. Dann kann er 
hier vielleicht durch seine Ausbildung und mit viel Gefühl eingreifen.

Dann stellt sich noch die Frage der Erfolgskontrolle, wenn so etwas etabliert 
ist und der Jugendcoach seine Arbeit macht. Wie und woran kann man den 
Erfolg der Arbeit erkennen? 

Wir denken, eine Befragung der Jugendlichen wäre hier ein geeignetes Mittel 
ebenso wie das Feedback aus dem institutionellen Umfeld. Man holt sich 
Meinungen aus dem IfS, aus der Drogenberatungsstelle oder ähnlichen Ein-
richtungen bzw. dem Vereinswesen und fragt nach: „Wie war so die Zusam-
menarbeit mit dem Jugendcoach? Ist da überhaupt was geschehen?“ und 
kann hier so eine Evaluierung vornehmen.

Der Jugendcoach selbst sollte vielleicht auch ein Portfolio führen, also seine 
Arbeit selbst dokumentieren, und kann das dann auch dem Arbeitgeber/
Auftraggeber, dem Land oder wem auch immer zukommen lassen. Auch die 
Auslastung der gegebenen Infrastruktur sollte eine Möglichkeit sein, eine 
Evaluierung vorzunehmen, d. h. man sieht: Wo halten die Jugendlichen sich 
schlussendlich auf, sind sie wirklich am Spielplatz, sind sie wirklich in den 
Vereinen, sind sie in den Jugendhäusern, nehmen sie dieses Angebot über-
haupt wahr?

Abschließend möchte ich noch einmal bemerken, dass wir in diesem Jugend-
coach keine Person sehen, die sich aufdrängt, sondern die ein Angebot vorlegt, 
und es liegt dann an den Jugendlichen, dieses Angebot aufzugreifen; wenn 
es reizvoll ist, wenn es gut präsentiert ist, wenn es vielfältig ist, dann hat der 
Jugendcoach seine Arbeit gut verrichtet und er muss sich nicht anbiedern, das 
wäre nämlich nicht im Sinne unserer Vorstellung dieses Berufsbildes.
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A.2  Veränderung des Werterahmens

PZ 5 Kleingruppe C
Familie als „Güte“-Zeichen

Familie sollte so geschützt sein wie das Baby im Bauch der Mutter. Da ist zu-
nächst einmal die fi nanzielle Absicherung zu nennen. Dann positive Werbung 
über Familie von der Gemeinde, aber auch vom Land. Dann fl exible Arbeitsplät-
ze, Betriebskindergarten, Mittagstisch für Familien und sonstige Aktivitäten. 
Dann kindergerechte Umgebung, das geht von daheim aus, dass es dort bereits 
kindgerecht ist. Dann geht es weiter mit familienfreundlichen Gemeinden: 
Kinderspielplätze, Kinderbetreuung, die verschiedensten Kindergartenange-
bote und auch verschiedene Schulsysteme, Jugendräume, der Nahverkehr 
und Freizeitaktivitäten. Wenn das alles gut abgestimmt ist und angeboten 
wird für die Familie (für Mann und Frau), dann kann die Zukunft für die Familie 
wieder gutgeheißen werden, dass man auch wieder ans Kinderkriegen denkt.

PZ 3 Kleingruppe C
Die Wertvermittlung wird in der Familie und Gesellschaft gefördert 
(vorgelebt)

In unserer Darstellung bedeutet das, ausgehend von den Bildern der älteren 
Menschen, dass bereits die Kinder neue Wege gehen. 

Leitbild ist gleich Vorbild. Die Vorbildwirkung muss erstens einmal stattfi nden 
in der Familie (familiäre Vorbildwirkung), das ist auch Aufgabe der Familie. 
Wir haben auch an die Traditionen gedacht, Familientraditionen – jetzt nicht 
alte verzopfte Sachen – weitergeben und vermitteln.

Zweiter Träger sind die Schule, Gruppen- & Jugendarbeit. In der Schule haben 
wir gedacht an den Ethikunterricht, aber nicht nur als Ersatz für den Religions-
unterricht, sondern Ethikunterricht als Ethik, die alles einschließt, also nicht 
als Ersatzstück für den Religionsunterricht, und auch Soziales Lernen – das 
bereits ein Fach ist –, also auch Verhalten gegenüber den Alten, Behinderten-
gruppen etc.

Die Rückmeldung: das Feedback erfolgt eigentlich durch Schule, durch Über-
prüfen und eine unverbindliche, aber möglicherweise sehr umfangreiche Art
der Änderung jener Jugendlichen, die so etwas hinter sich haben und diese
Werte vermitteln oder eben nicht. Da könnte man zumindest am Anfang die 
Unterschiede bzw. die Vorteile dieses Projekts kontrollieren. Also Kontrolle 
nicht anhand von schriftlichen Ergebnissen, sondern am Verhalten der Kinder. 
Wie verhalten sie sich jetzt? Haben sie die Werte aufgenommen? Leben sie 
sie weiter?
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Das Allerwichtigste: Hier entstehen eigentlich keine Kosten, d. h. es ist ein Pro-
jekt, das für die Lebensqualität junger Leute etwas bringen könnte, ohne dass 
hier Gemeinden, Land oder irgendwelche anderen Institutionen dazu benötigt 
werden. Das ist eigentlich das Entscheidende bei dieser Wertevermittlung. 
Es kann jeder auch einzeln dazu beitragen, der auch vereinzelt mit Kindern/
Jugendlichen etwas zu tun hat, sei es immer oder nur sporadisch. Es soll auch 
veranschaulichen, dass man nicht immer ein hochstilisiertes Projekt braucht, 
sondern dass es auch ganz einfach bewerkstelligt werden kann und die Kinder 
und Jugendlichen aber sehr profi tieren können.
 

A.3  Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien

PZ 4 Kleingruppe A
In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern 
als Alleinverdiener zu unterhalten

Um dieses Ziel zu erreichen wären folgende Maßnahmen denkbar:
› Kinderbeihilfe erhöhen
› Steuerbegünstigungen von Familien (vielleicht Erstausstattungszuschuss, 

wenn man das Kind gerade bekommen hat, für Kinderwagen etc., 
dass man da evtl. einen steuerlichen Zuschuss kriegt) 

› Kindererziehung bis zum 10. Jahr für Pension 1 : 1 anrechnen
› Zuschuss für Wohnnebenkosten pro Kind (je mehr Kinder man hat, 

umso mehr Wasser und Strom braucht man, Müll wird natürlich auch mehr; 
dass man also pro Kind hier einen Zuschuss bekommt)

› Gesundheitsbehelfe (Brille, Zahnspange etc. sind ziemlich teuer, aber 
notwendig), niedriger Selbstbehalt (mehr Förderung, z. B. derzeit 4.000 € 
für eine Zahnspange, von denen nur 500 € erstattet werden, da sollte 
die Relation mehr passen)

› Familienpass erweitern (mehr Betriebe, mehr Institutionen)

Kontrollieren kann man es eigentlich durch die Geburtenrate, d. h. wenn alles 
passt, wird man animiert zum Kinderbekommen. Wenn die Geburtenrate 
steigt, sieht man ob‘s funktioniert und ob Familie wieder attraktiver wird für 
die Gesellschaft. Aber auch daran, dass man evtl. die ganzen IfS-Beratungen 
weniger in Anspruch nimmt, das würde auch wieder zeigen: es läuft alles 
besser, Atmosphäre in der Familie und in der Gesellschaft überhaupt ist besser. 
Man braucht keine Schuldnerberatung mehr, man braucht überhaupt die 
ganzen Beratungen weniger, dann heißt es nach außen: Es lauft alles ganz gut.
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PZ 2 Kleingruppe C
Nicht berufstätige Elternteile sind sozial abgesichert

Warum?
Es soll ein Anreiz geschaffen werden, bei der Familie zu bleiben. Es soll eine 
soziale Sicherheit geschaffen werden, dass man bei Trennung oder Todesfall 
keine Berufstätigkeit ausüben muss.

Wie?
Es soll ein staatlicher Beitrag zur Pensionsversicherung geleistet werden, 
der nicht berufstätige Elternteil wird quasi Staatsbeamter für den Fall der 
Pension. Es soll auch der Alleinverdienerfreibetrag soweit erhöht werden, 
dass der fi nanzielle Anreiz da ist, bei der Familie zu bleiben. 

Woher sollen die Mittel dazu kommen?
Wenn mehr Kinder in den Familien betreut werden, spart man sich Mittel 
bei den Betreuungseinrichtungen. Bei weniger berufstätigen Elternteilen 
werden Stellen für die derzeitigen Arbeitslosen frei, dadurch Einsparungen 
der Arbeitslosenunterstützung. Die Elternteile könnten dann bei höherem 
Kindesalter sich mehr ehrenamtlich engagieren.

Wer?
Der Finanzminister müsste die Mittel umschichten.

Erfolg!!
› mehr Familiengründungen
› mehr und glücklichere Kinder
› Rückgang der sozial auffälligen Kinder
› gute Eltern in der nächsten Generation

PZ 2 Kleingruppe B
Familienfreundliche Tarife

Wir haben familienfreundliche Tarife für Sporteinrichtungen ausgewählt. 
Zunächst einmal haben wir einige Sportbereiche aufgelistet, dann haben wir 
uns Gedanken darüber gemacht, welche gesellschaftlichen Gruppen daran 
beteiligt sind. Wir haben das nicht aufgelistet, das müsste man für alle 
Bereiche sagen, es geht aber vor allem um Lift- und Seilbahngesellschaften, 
Tourismusvereine, Gemeinden und dann bis hin zu Sponsoren.

Dann war uns aufgetragen zu sagen, welche Aufgaben diese gesellschaftli-
chen Gruppen haben. Das ist relativ einfach. Von der Errichtung zur Erhaltung 
und Betrieb der Anlagen ist alles mit drin. Familien sind ja dann die Nutznießer. 
Letztendlich hat das Musterprojekt ja geheißen: Tarife.
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Zur Tariffrage möchte ich hier einfach etwas wiederholen, was schon am
ers  ten Tag angesprochen war. Das Ziel muss es sein, einen vollen Familien-
lastenausgleich zu erreichen. Das würde für die Benutzung von sportlichen 
Einrichtungen bedeuten, dass alle Kinder rein gehen müssten. Voller Familien-
lastenausgleich würde bedeuten: Eltern mit Kindern könnten den gleichen 
Lebensstandard erhalten wie Personen ohne Kinder. Das ist uns aber als 
ein wenig zu hochgestecktes Ziel vorgekommen, weil wir auch zeigen wollen, 
dass wir noch auf dem Boden der Realität sind. Also möchten wir für alle 
Be reiche das Ziel festhalten: Eltern und ein Kind reduzierter Tarif und die 
folgenden Kinder dann alle frei. Zahlen sollte das der Familienlastenaus-
gleichsfonds. Freilich, wenn immer nur herausgeschöpft wird, ist er schnell 
leer – ist er ja sowieso –, da wird sich der Staat überlegen müssen, wie man ihn 
wieder auffüllt. Grundsätzlich ist der Fonds aber die Finanzierungsstelle.

Liste von Möglichkeiten für Familientarife: 
Lifte und Seilbahnen; Kegeln; Sportvereine; Golf; Minigolf; Fitnesscenters; 
Frei- und Hallenbäder; Sport-, Eislauf- und Tennisplätze; Turnsäle; Segelsport

PZ 2 Kleingruppe D
Studienpartnerhäuser

Was uns sehr wichtig war, ist, dass ein Studium für fi nanziell Benachteiligte 
und für Kinder aus Großfamilien möglich sein muss. Also das ist unser Leit-
faden: die fi nanzielle Entlastung. Dazu haben wir uns das Projekt der Studien-
partnerhäuser überlegt. Das Projekt sieht wie folgt aus: 

Das Projekt ist für alle jungen Maturanten gedacht, speziell für die aus fi nan-
ziell benachteiligten Familien. Zuständig wäre der Landesschulrat als An-
laufstelle. Dann erfolgt dort die Zuteilung für eines der Studienpartnerhäuser. 
Das sieht so aus, dass das Land Vorarlberg in den Studienstädten, z. B. Wien, 
Innsbruck, Graz Häuser kauft oder anmietet, und in diesen können dann 
Studenten aus Vorarlberg wohnen, weil das Wohnen sonst ziemlich teuer ist in 
den Studienstädten.
 
Die Pfl ichten in einem solchen Haus sollten darin bestehen, dass die Instand-
haltung der Wohnanlage stattfi ndet. Jeder Bewohner soll eine Funktion 
be kommen, sprich verantwortlich sein für einen jeweiligen Bereich, also Zu-
teilung zu bestimmten Hausarbeiten, somit kann man sich Kosten sparen 
für Hausmeister, Putzfrauen. Somit gibt es dann auch eine bessere Gemein-
schaft im Haus. Es ist ein Leistungsnachweis vom Studium erforderlich. 

Die Finanzierung erfolgt über das Land Vorarlberg mit einem Selbstbehalt 
von maximal € 100 der Studenten. 
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B  Projekte für Familien

B.1  Projekte zur Familienkompetenz

PZ 1 Kleingruppe B
Eltern-Kind-Pass

Das bedeutet fi nanzielle Zuwendung gekoppelt mit diversen Kursen, 
die man besuchen muss, eingeteilt in Altersstufen nach unterschiedlichen 
Bedürfnissen der Kinder.

0 – 4 Jahre: Mutter-Kind-Untersuchungen ergänzt um Kurs: „Warum ist 
der Himmel blau?“ für die Entwicklungsphase, in der die Kinder besonders 
viele Fragen haben.
4 – 6 Jahre: Das Kindergartenalter, bis sie in die Schule kommen, d. h. aus 
dem unmittelbaren Familienbereich hinaus. In dieser Zeit ein Kursangebot 
zu den Themen: Kreativität, Spiel, Medizin, Glaube, Psychologie, Erziehung. 
6 – 10 Jahre: In diesem Alter sind Schule und Freunde sehr viel  wichtiger. 
Auch hier geht es darum, dass die Eltern mit den verschiedenen Entwicklungs-
phasen der Kinder umzugehen lernen.
10 – 14 Jahre: In der Pubertät ist unter anderem das Thema Sucht und 
Suchtprävention sehr wichtig.

Das Ganze wird fi nanziell honoriert, jeweils nach Kursabschluss mit 200 €. 
Am Schluss nach 14 Jahren sind die 800 € auf dem Konto. 

Kosten entstehen sowohl durch die Kurse als auch durch die Abschluss-
prämien. Die Zahl der ausgezahlten Abschlussprämien ist gleichzeitig ein 
Erfolgsindikator.

PZ 4 Kleingruppe C
Elternbildung

Wir wollen die Elternbildung fördern - im Sinne des Mutter-Kind-Passes – 
in Form eines ‚bildenden Eltern-Kind-Kurses’ (mit Kontrolle und Honorierung).

Man bekommt den Pass wie einen Mutter-Kind-Pass, die Untersuchungen wie 
gehabt und unter anderem ein Zettel, wo Vorträge und Schulungen notiert 
werden, wo man immer einen Stempel bekommt, wenn man sie besucht, 
wenn man den voll hat, zur Gemeinde oder zum Land schickt – je nachdem 
wie das nun geregelt ist – und dafür honoriert wird (bei den Untersuchungen 
gibt es das schon, dass, wenn man die Kinder immer wieder zu allen Unter-
suchungen bringt, man eine Honorierung bekommt). Zu führen wäre der Pass 
bis zum Ende der Volksschule. Beteiligung ist überprüfbar und zwar über 
die Förderung von Land und Gemeinde (wenn der abgestempelte Abschnitt 
eingeschickt wird).
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Ziel für das Ganze wäre, dass die Eltern weniger Stress haben (wahrschein-
lich sind auch Paar-Seminare dabei),  es als Folge weniger Scheidungen und 
geschlagene Kinder gibt und die Geburten steigen!

Ergänzung auf Nachfrage: Es wäre eine Kinderbetreuung während der Kurse/
Vorträge sinnvoll, damit beide Eltern teilnehmen können.

B.2  Vereinbarkeit von Familie und Beruf

PZ 5 Kleingruppe A
Familienfreundliches Unternehmen

Wir haben uns den Bereich familienfreundliches Unternehmen ausgesucht 
und sind dafür, dass es vom Land eine Initiative gibt für familienfreundliche 
Unternehmen, also eine Imagekampagne, die Familie als Marke zum Inhalt 
hat. Das Sammeln und Erarbeiten von Beispielen, also Betriebe, die eine 
solche Initiative schon gezeigt haben, die solche Strukturen haben, dass man 
die einfach als Beispiele anführt. Dass es einfach Daten, Fakten und Untersu-
chungen gibt zur Rentabilität und man dann auf die Unternehmen einwirkt, 
dass es sich rentiert mitzumachen. Dass einfach eine Medienpräsenz da ist, 
die den Arbeitgebern und Arbeitnehmer vorführt, dass es sich rentiert, das zu 
machen. 

Vom Land sollten auch Fördermaßnahmen ausgehen, z. B. bei Betriebskinder-
gärten, Heimatarbeitsplätzen und Jobsharing.

Für diese Initiative sollte es unserer Meinung nach auch Projektbegleiter 
geben, dass, wenn Betriebe und Unternehmen sich entscheiden, es zu machen, 
sie Unterstützung bei Maßnahmen fi nden; wenn sie z. B. einen Betriebskinder-
garten einrichten, dass einfach Hilfestellung geleistet wird. Wir dachten an 
rechtliche Beratung und solche Sachen. Im Allgemeinen sollte es noch eine 
Informationsbereitstellung geben, wo man als Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
anrufen und sich einfach Informationen holen kann.

An der Seite haben wir noch angefügt, wie man das am Ende untersuchen kann, 
wie familienfreundlich Vorarlberg ist. Also erst einmal: gleiche Entlohnung 
für Männer und Frauen, und wieviel Männer und Frauen sind in Teilzeitbeschäf-
tigung. Unten haben wir dann noch einmal angeführt, was uns noch ganz 
wichtig ist, das sind sowohl Maßnahmen vom Land, aber auch vom Bund. Also 
fi nanzielle Absicherung von Müttern. Teilzeitbeschäftigung während der Er-
ziehungszeiten als vollwertig angerechnet (Pension).

81



B.3  Alternative Familienunterstützung

PZ 2 Kleingruppe A
Familienbörse

Mit der Grundidee: Man kann Berge versetzen, wenn Menschen gemeinsam 
an einer Idee arbeiten, gleichsam zu einer Familie werden.

Der Gedanke, den dieses Projekt verkörpert: Alles was Familie braucht! 

Wir haben uns gedacht,  Familien sagen immer: wir brauchen mehr Geld, 
damit wir uns mehr leisten können. Wir meinen nun, wichtig wäre auch, 
dass die Menschen wieder zu mehr Eigeninitiative erzogen werden, und dazu, 
dass man nicht alles mit Geld bezahlt. 

Für die Vermittlung von Dienstleistungen soll es eine Koordinationsstelle ge-
ben. Wir haben da ein paar Dinge festgehalten. Man könnte gemeinsam Feste 
veranstalten, Nachhilfe ist ein sehr großer Kostenfaktor in vielen Familien. 
Dann evtl. Räume zur Verfügung stellen, die irgendwo leer stehen, Familien 
haben häufi g keinen Platz für Dinge wie Musik machen etc.: wenn da jemand 
einen Keller zur Verfügung stellen möchte. Dann Trainerstunden wie Tennis 
oder Basketball, wenn jemand nicht in einen Verein gehen möchte oder Einzel- 
trainerstunden nehmen, aber auch Musik unterrichten zum Beispiel. Dann 
Babysitten, handwerkliche Tätigkeiten, dann Essensdienste, wo Alleinstehen-
de zu anderen gehen, die eh schon kochen, wo man sagt 1 bis 2 mal die Woche 
kommt jemand zum Essen. Dann Gartenarbeit, Zeit füreinander ist ein ganz 
wichtiger Faktor. Dann Auto teilen, dass man sagt: Du kannst einen Abend 
mein Auto haben und dafür für mich ein paar Einkäufe erledigen. Ganz wichtig 
ist, dass alles unbürokratisch und eigenverantwortlich ist, d. h. wenn jemand 
meine Kinder mitnimmt, dass ich als Elternteil dafür die Verantwortung trage, 
dass ich dafür zu sorgen habe, dass die Kinder versichert sind für den Notfall.

Das würde folgende Vorteile bringen:   
› ein wertschätzender Umgang miteinander wird geübt
› eine große Vorbildwirkung für Kinder in ihrer Entwicklung
› Kostenersparnis für Familien, Land und Gemeinden
› Schaffen von Beziehungen und Netzwerken
› ...

Es wird bei dieser Börse nicht mit Geld gehandelt, sondern mit Talenten. 
Da wird dann wieder eine Koordinationsstelle frei, die man dann wieder 
mit Müttern oder Vätern besetzen kann, die zuhause arbeiten.
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PZ 5 Kleingruppe B
Förderung von Eigeninitiativen

Wir haben uns die Förderung von Eigeninitiativen und deren rechtliche Absi-
cherung ausgewählt. Wir sagen, es sollte eine Pool-Lösung geben, wo sowohl 
Angebot als auch Nachfrage koordiniert werden. Die Pool-Lösung kann 
durch einen Verein gewährleistet sein, durch eine Gemeinde, durch private 
Initiativen und auch durch eine bestehende Sozialeinrichtung. Wo einfach 
die Möglichkeit zu einem „Geben und Nehmen“ koordiniert wird. Zum Beispiel: 
ihr habt die Möglichkeit, Nachhilfe anzubieten, die über die Pool-Lösung ko-
ordiniert wird. Leihoma/-opa, dito Tagesmutter/-vater, dann ein wichtiger 
Punkt für uns: mobile Betreuung von kranken Kindern, dass ich die Möglichkeit 
habe zu sagen: „Es gibt eine Stelle, die mir auch sehr kurzfristige Hilfe dort 
geben kann.“ Pfl egekind und Babysitterdienste sind jetzt nur ein paar Sa-
chen, die man dort rein nehmen kann. Das Ganze sollte auf einem rechtlichen 
Fundament stehen, dass Anbieter rechtliche Sicherheit haben. Dass ich auch 
eine gewisse Sicherheit für Qualität habe. Bezüglich der Förderung des Landes 
können wir uns viel vorstellen, dass für gewisse Dienste Eigenbetei ligung 
bezahlt wird, gewisse Dienste 100 % freiwillig erfolgen können, dass das Land 
und die Gemeinde gewisse Dienste gänzlich übernehmen oder auch von Spen-
dengeldern gearbeitet wird. 

Problem: Keine rechtliche Absicherung – weder für mich als Anbieter noch 
für mich als „In-Anspruch-Nehmender“ dieser Leistungen. Damit sollte 
eigentlich irgendwo wieder das Miteinander gefördert werden. Wir haben viel 
über die Möglichkeit externer Dienste gehört, es gibt aber auch viel, was ich 
als Laie selber anbieten kann.
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C  Projekte für Institutionen

C.1  Allgemein

PZ 1 Kleingruppe A
Schulen – gleichberechtigtes Miteinander

Dabei geht es sowohl darum, ob es öffentliche Schulen oder Privatschulen 
sind, aber auch um alternative Schultypen. Ob das Modelle nach Montessori 
oder Waldorfschulen sind, man sollte alles mit berücksichtigen. Generell 
hat man festgestellt, dass der Bedarf groß ist, aber man hat ihn nie konkret 
erfasst. 

Wir gehen davon aus, dass eine Bedarfserhebung stattfi ndet. Beginnend mit 
einer Informationsveranstaltung (einer Broschüre), wo sich die öffentlichen 
und privaten Schultypen vorstellen können:
› Was für Ziele haben sie?
› Was für Konzepte?
› Wie wird der Lernerfolg beurteilt? 
› Wie wird auf jedes Kind eingegangen?
› …

Danach wird ein Fragebogen an die Eltern verteilt, wohin sie ihr Kind gerne 
schicken würden. Dann wüsste man: Das ist der Bedarf in den entsprechenden 
Gemeinden für den jeweiligen Schultyp.

Man kennt so den örtlichen Bedarf. Wo sollten solche Schultypen geschaffen 
werden? In Vorarlberg gibt es zur Zeit nur in Altach das Angebot, wobei es 
dann wohl Eltern aus dem ganzen Lande gibt, die ihre Kinder nach Altach 
bringen. Dort ist dann die Zusammenarbeit mit den Bürgermeistern gefordert, 
die praktisch den Raum zur Verfügung stellen müssen. Dass selbstverständ-
lich die bestehenden Schulen in die Planung mit einbezogen werden. Weil die 
wissen, wie hoch der Lehr- und Raumbedarf ist. Dass dann der entsprechende 
Raum zur Verfügung gestellt wird. Es gibt schon relativ viele ausgebildete 
Lehrer, die über eine Zusatzausbildung, z. B. für Montessori-Pädagogik, verfü-
gen, dass man die entsprechend rekrutiert. Es ist aber auch wichtig, dass ihnen 
entsprechen Materialien zur Verfügung gestellt werden, weil gerade diese 
Schulen mit ganz speziellen Materialien schaffen. 

Bei der Finanzierung rechnen wir mit primär höheren Anfangskosten, wobei 
die Kosten für Infobroschüre, Infoveranstaltung, Fragebogenaktion eher 
marginal sein dürften. Was eher hohe Kosten verursachen dürfte, ist der Raum.
Das Weitere sind dann eher Durchschnittskosten und keine weitern Zusatz-
kosten.
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Ergänzend möchten wir noch anregen, dass die Eltern bei den Materialien 
relativ viel mithelfen können. Die Materialien könnten zum Teil über Elternver-
eine geschaffen werden, womit auch zu einer besseren Elterngemeinschaft 
beigetragen wird.

Für die Erfolgskontrolle haben wir gedacht: Das sieht man an der Anzahl der 
Anmeldungen bzw. der Kinder, die in solchen Schulen aufgenommen wer-
den. Wir hoffen, dass damit ein Stein ins Rollen kommt und dann die Schulen 
irgendwann ineinander verfl ießen. Das Gleiche gilt für Kindergarten.

Ergänzung (auf Rückfrage aus dem Plenum) zum Thema Materialien: In der 
Montessori-Pädagogik wird mehr auf die sinnlichen Erfahrungen gesetzt 
und entsprechend gibt es über „Kopien“ hinaus einen entsprechenden Materi-
albedarf, sondern es wird Material auch mit den Händen „begriffen“ und nicht 
nur abstrakt gelernt.

PZ 1 Kleingruppe C
Fortbildung (für Lehrer und Betreuungspersonal)

Das Personal sollte immer wieder nachgeschult werden mit qualitativ wert-
vollen Kursen, von Land/Bund angeboten. Ein Lehrer soll z. B. im Vertrag schon 
drin haben, dass er mindestens drei Kurse  im Jahr besuchen muss, und er 
kriegt schon eine Aufwandsentschädigung bzw. ein höheres Gehalt als Anreiz 
für die Teilnahme. Wir möchten einfach auf lange Zeit, dass die Lehrpersonen 
und das Betreuungspersonal  auf die neuesten Bedürfnisse der Kinder aus-
gerichtet werden. 

Kosten: in die Lehrverpfl ichtung eingeplant, die zur Zeit ca. 23 Stunden sind, 
und in Zukunft heißt es, sie müssen so und soviele Stunden anwesend sein 
und auf dieses Pensum werden die Weiterbildungen dann angerechnet (Ände-
rungen im Dienstrecht).

Erfolgskontrolle durch: Ergebnis der Schulen, Zufriedenheit der Schüler und 
Eltern sowie am Wissen und Verhalten der Schüler.

Es gibt Angebote in den Bereichen: 
› Pädagogik und Psychologie
› Musik, Bildnerisch, Werkkurse
› Fachkurse: Mathematik, Deutsch, Englisch ...
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PZ 3 Kleingruppe B
Das Recht der Kinder und Schüler auf tägliche Sportstunden.

Aus einem besonderen Grund haben wir das gemacht. Weil sich sonst niemand 
mit dem Thema hier befasst hat. Es geht hier vor allem um die Gruppe 
vom Kindergartenalter bis zu 10 – 12-jährigen Schülern, weniger um die bis 
16 –17-jährigen. Die gesellschaftlichen Gruppen, die hiermit beschäftigt 
wären:
› das Kindergartenpersonal
› die Sportstudenten und
›  die Sportlehrer

Das Kindergartenpersonal hätte die Aufgabe, den Kindern die Freude an der 
Bewegung zu vermitteln und täglich kindgerechte Bewegungsmuster zur 
Stärkung des Stützapparates zu entwickeln und praktisch auszuführen. 

Bei den Sportlehrern in der Volksschule wäre die Aufgabe eine Weiterführung 
der allgemeinen Ausbildung im Rahmen einer täglichen Sportstunde. Das 
wäre ein Ziel, das man längerfristig – also wohl nicht innerhalb eines Jahres 
– anstreben müsste. Für die wirkliche Effektivität dieses Projekts wäre ein 
längerer Zeitraum von Nöten. Die Ziele, die erreicht werden sollten, wären:

› eine bessere Körperhaltung (ausgehend von Kindergartenkindern)
› ein besseres soziales Verhalten (durch Sportspiele)
› besserer Umgang mit Erfolgserlebnissen wie mit Misserfolgsbewältigung 
 (den Umgang mit einem Misserfolg lernen die Kinder im Sport genauso 
 wie ein Erfolgserlebnis) 
› eine bessere Einstellung zur sportlichen Tätigkeit (für später gedacht, 
 z.B. nicht nur mit Bierfl asche Fußball schauen, sondern Leistung sehen 
 und beachten)
› bessere gesundheitliche Entwicklung und Lebensqualität
› bessere Leistungsfähigkeit im späteren Beruf
 
Überprüfung des Projekts: Hier wäre ein sportmotorischer Test möglich, 
natürlich altersgerecht, bei Kindern anders als bei Älteren. Dort werden dann 
die sportmotorischen Eigenschaften und Fähigkeiten getestet, was überhaupt 
kein Problem ist, sondern eine ganz einfache Sache.

Dann als letztes Ziel und meines Erachtens wichtiges Ziel: 
Die Verringerung der Kosten im Gesundheitswesen!
Was wiederum eine langfristige Sache wäre, dass man nicht 20 bis 30 Jahre 
später Rückenprobleme und ähnliches bekommt.

 In einem gesunden Körper wohnt ein gesunder Geist
(Fort-)Bewegung sollte möglichst körperlich aktiv (und nicht motorisiert) 
stattfi nden. Denn Bewegung hält gesund + rundherum glücklich!
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C.2  Betreuung
Kein separates Projekt (nur im Zusammenhang mit Schule unter C.1)

C.3  Schule

PZ 4 Kleingruppe B
Sozial- und Familienkunde im Lehrplan verankern

Ausgehend vom Satz: Unsere Kinder sind die Eltern der zukünftigen Kinder  
Die Fragen, die wir uns gestellt haben: Wie? Messen? Kosten?

Zum „Wie“:   Ab der 5. Klasse 1 Stunde pro 14 Tag – dass man im Rahmen 
der Klasse im Form eines Unterrichts, eines Spiels, eines familiären Zu sam-
menseins, wo evtl. auch einmal Eltern dabei sein können, den Kinder sagt:
„Was kann das eigentlich heißen?“

Wir möchten das hier nicht nur durch die Lehrer und Eltern, sondern auch 
durch externe Experten wie Familientherapeuten, Soziologen und Menschen, 
die sich in dem Bereich engagieren möchten. Was wir aber gerne hätten, wäre 
eine verpfl ichtende Fortbildung für Lehrpersonen zur Vorbildwirkung. Weil 
wir sagen, es hat keinen Wert, wenn Lehrer in der Klasse stehen und als über-
zeugte Singles Familie propagieren. 

Messen: Wie können wir den Erfolg messen?
Wir meinen damit z. B. laufende Befragung durch die Fachhochschule im 
Rahmen von Projekten. In der Fachhochschule werden Therapeuten, Sozio-
logen usw. ausgebildet. Diese sollten schon im Lernstudium mitbekommen, 
was die Kinder eigentlich für Bedürfnisse haben und das immer wieder im 
Rahmen von Projektarbeiten mitbekommen und in die Schulen zurückgeben. 

Weiterhin langfristige Messungen:
› höhere Geburtenrate (wenn es Früchte trägt)
› weniger Scheidungen (Partnerwahl entscheidend)
› weniger Singlehaushalte (weniger Trennungen, weniger Alleinerziehende,
 anderer Wohnraumbedarf, mehr Wohnraum)

Kosten:
› kurzfristig höhere Startkosten durchs Land 
› langfristig selbstamortisierend (weniger therapeutische Ausgaben: 
 „Vorbeugen ist besser als heilen“) 
› (dadurch langfristig) weniger sozial Schwache 
 (weniger Alleinerziehende etc.)
› mehr Steuerzahler (langfristig steigende Kinderzahl)

91



5.4  Zusätzliche Anregungen aus den Projektideen 
(tabellarische Darstellung)

Die Bürgergutachter haben vielfältige Ideen für mehr Kinder- und Fami-
lien freundlichkeit entwickelt. Nur wenige dieser Ideen konnten von 
ihnen vertieft werden. Sie mussten sich für die besten und wichtigsten 
entscheiden. In dieser Tabelle sind die Ideen zusammengestellt, die 
nicht vertieft worden sind. Sie bieten eine gute Ergänzung der Projekt -
skizzen und Anregungen für mögliche weitere Projekte.

Bereich

Teil bereiche

Anregungen

 Familie

 Familienkompetenz

› Anreize für Erziehungs-,
 Partnerschafts- und 

Bildungsangebote (bis 
einschließlich Pubertät) 
schaffen 

› Elternschule: nach 
Schwangerschaftskurs 
erweiterte Kurse zur 
altersspezifi schen 
Entwicklung des Kindes

› „Elternpass“ – gekoppelt 
an bestimmte Seminare: 
Erziehungskompetenz, 
Konfl iktbewältigung, 
Information über Hilfe

› Familien-Pass analog 
 Mutter-Kind-Pass

› Ausbau der Beratungsstellen 
für Fragen bei der Familien-

 gründung und der Erziehung

 Vereinbarkeit Familie & 
Beruf

› Bevorzugung der 
Wiedereinsteiger

› bezahltes 
Weiterbildungsangebot 
während der Erziehungszeit

› Verlängerung Karenzzeit, 
wenn 1 Partner fehlt

› Projekt „familienfreundliches 
Unternehmen“ 

› Gleiche Entlohnung für 
 Frauen und Männer 

› Pensionsversicherung 
 (siehe auch Finanzen)

 Alternative 
 Familienunterstützung

› Zielgruppe: alle 
partnerschaftlichen Formen 
von Beziehungen, die 
Verantwortung für neues 
Leben übernehmen.

  Inhalte: Eigeninitiativen 
fördern und rechtliche 
Grundlagen schaffen 

 (auch Werterahmen) 

› Familienbörse: Gruppenarbeit 
– Zeit 

 – Bildung
 – Nutzen
 – Spiele
 – Gartenarbeit
 – Hobbys
 – Talente
 > Eigeninitiative schaffen

Leitlinien und Projekte für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg 
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Bereich

Teil bereiche

Anregungen

Anregungen für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg

 Rahmen

 Finanzieller Rahmen für Familien

› Land: Geburtenbeihilfe

› Finanzielle Unterstützung für Freizeit und Schulprojekte, 
 z. B. Musik, Film, Sport usw.

› Studium: Partnerhäuser für Studierende aus Vorarlberg in den Uni-Städten 
 (günstige Wohnmöglichkeit; für fi nanziell Benachteiligte Befreiung von 
 Studiengebühr und zusätzliche Unterstützung)

› Einstiegslöhne für alle mit Familie so hoch, dass man diese mit diesem einzigen 
 Lohn unterhalten kann; besonders in Ausbildungsstätten und Pfl egeberufen

› Pensionsversicherung – bessere Anrechnung (auch Familie & Beruf)

› Staatliche Pensionsversicherung bis zum Ende des Pfl ichtschulalters

› Erhöhung des Alleinverdienerfreibetrags

› Kostenlose Krankenversicherung für Alleinerziehende und Kinder

› Familienfreundliche Lifttarife (z. B. günstiger 3-Täler-Pass)

› Kinderzahl – L.W. F.

› Ausarbeitung des Familienausweis, der auch größeren Familien eine leistbare 
 und breitgefächerte Freizeit gewährleistet > Kultur- und Sportveranstaltungen / 
 Skitarife / Partnerrestaurants

› Preise in öffentlichen Verkehrsmitteln für Familien billiger > 1 Ticket für 
 Familie mit Höchstpreis, unabhängig von Anzahl der Kinder

› Kindererziehung bis zum 10. Lebensjahr für die Pension anrechnen

› Kinderbeihilfe erhöhen 

› Steuerliche Anreize

› Staffelung von Kindergeld für Mehrkindfamilien

› Staffelung von Absetzbeträgen (steuerlich)

› Verlängerung von Karenzzeiten, wenn ein Partner fehlt

› Kindergarten etc. kostenlos (auch Betreuung) 

› Anhebung der Pensionsanspruchzeiten 

› Kindergeld sollte einkommensabhängig gestaffelt sein 

› Kinderlose Paare steuerlich weniger begünstigen

› Finanzielle Absicherung von Müttern

› Teilzeitbeschäftigung während der Erziehungszeiten als vollwertig angerechnet 
 (Pension) bis 10 Jahre

› Familienzuschuss für alleinstehende berufstätige Elternteile

› Steuerliche Anreize für Familien bzw. weniger Begünstigungen für Kinderlose

› Anhebung Pensions-Anspruchzeiten
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Bereich

Teil bereiche

Anregungen

 Werterahmen

› Bei Erhalt der Geburtsurkunde 
Überreichung der Grundrechte des Kindes

› Bewusstseinsbildung zur Toleranz auf 
Gemeindeebene (Schlichtungsstellen, 
Mediator, Ruhezeiten)

› TV-Werbespot (Familie): 
 sehen – hören – staunen

› Alle Parteien stellen in ihrer Familienpolitik 
die Mutter und Haushaltsmanagerin in den 
Mittelpunkt

› Die Medien berichten über das Erfolgserlebnis 
von nicht berufstätigen Frauen mit ihren 
Familien und nicht über jene, die Beruf und 
Familie vereinen

› Erfahrungen übertragen, aufzeigen, 
diskutieren, vorleben

› Eigeninitiative fördern!  

› „Kind sein dürfen“ mehr beachten; Kinder 
begleiten, Talente fördern; Kinderinstinkte 
wahrnehmen; weniger Zwang und Druck; 
mehr Liebe und Verständnis; Freiräume mit 
Sicherheit schaffen

› Erwachsenen- und Elternbildung in diesem 
Sinne – Wissen ist wertvoll mit Liebe und 
Gefühl

› Gesetzliche Verankerung der Kinder als 
Gütezeichen der Gesellschaft

› Öffentlichkeitsarbeit

› Gute Atmosphäre für Familie mit Umfeld 
schaffen 

› In den schulischen Bereich einbauen 
(siehe auch Schule)

› Eigeninitiativen fördern (siehe auch 
Alternative Familienunterstützung)

Anregungen für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg

 Rahmen

 Kinder + Jugend direkt

› Kinderparlament: in Gemeinden / Land > Meinung 
der Kinder kann direkt an Regierung / Vorstand 
gehen und geht nicht unter!

› Partizipation – Gemeinde: Sommerprogramm
 > Kinder u. Elternverein planen Aktivitäten in den 

Ferien

› Beruf: Jugendcoach = gibt Hilfe ... Bei Suche 
 und Nutzung von Freiräumen, schulischen 

Problemen und anderem. Zeigt Präsenz an den 
Orten wo sich Jugendliche aufhalten, betreibt 
aktive Jugendarbeit und verhilft Jugendlichen 
zur aktiven und vielseitigen Freizeitgestaltung 
(nicht gleich Streetworker)

› Eine Anlaufstelle an der Schule einrichten, 
 um die Jugendlichen bei der Bewältigung ihrer 

Probleme zu unterstützen (Fachkraft) 
 (siehe auch Schule)

› Qualifi zierte, bestens informierte Ansprech-
personen anstellen, die jederzeit und für jedes 
Problem der Kinder + Jugendlichen offen sind 
(„Kinderombudsmann/frau“)

› (Gesundheit/Sport) Eltern, Gemeinde, Jugend 
und Firmen sollen gemeinsam Projekte durch-
führen (spezielle Förderung)

› Sportmöglichkeiten

› Mitbestimmung der Kinder verpfl ichtend
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Bereich

Teil bereiche

Anregungen

 Schule

› Das Lernziel muss gleichermaßen 
erreicht werden (Qualitätsstandard). 

 Der Weg dazu muss offen bleiben.
 Die Finanzierung muss gleichermaßen 

gesichert werden

› Partizipation: Aufenthaltsraum > jede
 Klasse bringt Vorschläge ein. 

2 Schüler pro Klasse bringen die Ideen 
 in das entsprechende Projekt ein

› Austausch und Beurteilung von 
Schülerarbeiten durch die Schüler

› Volksschule: Weiterführung der täglichen 
Sportstunden (Sportlehrer) in den Schulen. 
Als langfristige Ziele: bessere Körper-

 haltung, besseres soziales Verhalten, 
 besserer Umgang mit (Miss-)Erfolgserleb- 

nissen, bessere Einstellung zur sportlichen 
Tätigkeit, bessere gesundheitliche 

 Entwicklung und Lebensqualität, bessere 
 Leistungsfähigkeit im späteren Beruf

› Im Lehrplan fi x verankerte Sozial- und 
Familienkunde.

› Lehrstoff zeitgemäß und modern gestalten

› Atmosphäre schaffen (Unterrichtsmethodik, 
Gestaltung der Klassenräume)

› Wertevermittlung in den schulischen 
 Bereich einbauen (auch Werterahmen) 

› Anlaufstelle 
 (siehe auch Kinder + Jugend direkt)

Anregungen für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg

 Institutionen

 Betreuung

› Kindergarten: Aufnahme im Kinder-
 gartenprogramm von täglichen gezielten 
 Bewegungsabläufen zur Stärkung des 

Stützapparates

› Einheitliche Finanzierung durch Landesmittel: 
(fl ächendeckende) bedarfsgerechte 
Einrichtung d. Betriebsstätten, auch Kinder-
krippen, Kinderbetreuung für Notfälle

› Finanzielle Anreize für Betriebskindergärten

› Priorität bei Aufnahme durch Kinder-
 betreuungsplätze für Alleinerziehende

› Gratis-Babysitter 

› kostenlos (siehe auch Finanzen)
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* Zitate der Bürgergutachter werden  
 kursiv dargestellt und die Stichworte  
 zur Bezeichnung der Themengruppen  
 mit grüner Schrift in die Randspalte  
 gesetzt.

6.1  Leitlinien

Die Kernarbeit der Planungszellen fand am vierten Tag statt. Nach einer Re-
fl exion ihrer bisherigen Arbeit formulierten die Bürgergutachter in Kleingrup-
pen jeweils „Leitlinien für ein kinder- und familienfreundliches Vorarlberg“. 
In diese konnten alle Einzelaspekte der bisherigen Arbeit sowie zusätzliche 
weitere Ideen einfl ießen. Die Leitlinien wurden dann im Plenum vorgetragen 
und bei Bedarf gemeinschaftlich genauer gefasst. Ergänzend kam aus einer 
Planungszelle der Vorschlag für ein sogenanntes „Mission Statement“ als 
zusammengefasste Botschaft der Arbeit:

Die grundsätzlich positive Einstellung jedes Einzelnen kann dazu beitragen, 
dass sich Kinder und Jugendliche in unserer Mitte wohl fühlen. Familie, soziales 
Umfeld, Bildungseinrichtungen, Wirtschaft und Politik sind dazu aufgefordert 
ihren Beitrag zu leisten. Dabei sollten wir im Auge behalten, dass die Bedürf-
nisse und Wünsche eines Kindes einem ständigen Wandel unterzogen sind. Dies 
bedingt eine laufende Anpassung der Rahmenbedingungen. Partizipation der 
Kinder und Jugendlichen in allen Bereichen führt dazu, dass sie sich ernstge-
nommen fühlen und selbstbewusst in die Gesellschaft hineinwachsen können.

Dieses Statement fasst einen Großteil der Leitlinien zusammen, allerdings 
ohne auf den fi nanziellen Aspekt einzugehen. Die Leitlinien selber gingen von 
sehr allgemeinen Formulierungen (z. B. Vorarlberg ist kinder- und familien-
freundlich*) bis zu stark umsetzungsbezogenen Beiträgen (z. B. Karenzzeiten 
werden verlängert und auf die Pension angerechnet). So wurden insgesamt 
48 Leitlinien notiert und mit Punkten bewertet. An den Leitlinien wird deutlich, 
was nach Ansicht der Bürgergutachter die Basis einer kinder- und familien-
freundlichen Gesellschaft ist. Die anschließende Bepunktung weist darauf 
hin, wo die Teilnehmenden für Vorarlberg Ansatzpunkte für mehr Kinder- und 
Familienfreundlichkeit sehen. Die aus den Leitlinien entwickelten Projektan-
regungen und Projektskizzen bieten Anregungen für den gemeinsamen Weg 
zu den in den Leitlinien formulierten Zielen.

6  Zusammenfassung 
der Empfehlungsphase
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Sortiert nach chronologischer Reihen-
folge der Planungszellen. Aus einer 
Planungszelle wegen Punktgleich-
stand zwei Leitlinien.

* siehe Kapitel 5.1

* 73 Bürgergutachter hatten hier 
 jeweils 5 Punkte zur Verfügung.

Die Spitzenreiter der einzelnen Planungszellen waren folgende Leitlinien:

› Familien genießen in allen Lebensbereichen Vergünstigungen.
› Eine veränderte Grundhaltung, die Kindern ihre Rechte einräumt, 
 damit sie sich zu verantwortungsbewussten Persönlichkeiten entwickeln.
› Ein fl exibles Betreuungs- und Schulsystem, in dem Kritikfähigkeit, 
 Kommunikation, Sozialkompetenz und Teamfähigkeit gelebt werden.
› Die Wertvermittlung muss in der Familie und Gesellschaft gefördert 
 (vorgelebt) werden. Das Wechselspiel zwischen Freiräumen, Grenzen 
 und Toleranz muss kommuniziert werden.
› In Vorarlberg ist es möglich, eine Familie mit Kindern als AlleinverdienerIn 
 zu unterhalten.
› Konkrete, sichtbare und verständliche Maßnahmen zur Stärkung des 
 Stellenwerts aller Familienstrukturen in der Gesellschaft.

Diese 6 und weitere 42 Leitlinien wurden in die drei große Bereiche zusam-
mengefasst:

› Rahmenbedingungen, die sich ändern sollen
› Anzustrebende Ziele im Bereich Familie
› Anzustrebende Ziele im institutionellen Bereich –
 Hier geht es um Schule und Kinderbetreuung

Die Bereiche Rahmen, Familie und Institutionen wurden in insgesamt neun 
Teilbereiche unterteilt.* Schwerpunkte der Leitlinien sind eindeutig die Ver-
änderung des Werterahmens und die Veränderung des fi nanziellen Rahmens 
für Familien. Zu ihnen gehören auch die meisten der sechs oben genannten 
Leitlinien. Zu diesen Teilbereichen haben durchschnittlich alle Teilnehmenden
einen oder mehrere Punkte (s. Abb.) zur Unterstützung geklebt.* Für die 
weiteren Leitlinienbereiche ergeben sich deutlich geringere Werte: Die Teil-
bereiche Direktmaßnahmen für Kinder und Jugendliche, Familienkompetenz, 
Betreuung und Schule wurden jeweils statistisch ungefähr von der Hälfte 
der Bürgergutachter mit einem Klebepunkt unterstützt. Die übrigen Leitlinien 
wurden nur von einzelnen Bürgergutachtern mit Klebepunkten in ihrer Bedeu-
tung unterstrichen. 

Rahmen, Familie, Institutionen,
Veränderung des Werterah- 

mens, Veränderung des fi nan- 
ziellen Rahmens für Familien, 
Direktmaßnahmen für Kinder

 und Jugendliche, Familienkom- 
petenz, Betreuung, Schule
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* Die Zahlen der Nennungen zu den  
 Stichworten Partizipation und   
 Freiräume wurden zur detaillierte 
 ren Darstellung in der Tabelle 
 separat aufgeführt.

6.2  Maßnahmen

Abschließend benannten die Bürgergutachter in einem Fragebogen die für 
sie wichtigsten Maßnahmen für Kinder, Jugendliche und Familien, durch 
die die Leitlinien praktisch verwirklicht werden sollen. Mehr als ein Drittel 
der Maßnahmen für Kinder und Jugendliche lässt sich dem Leitlinienbereich 
Direktmaßnahmen für Kinder und Jugendliche zuordnen. Ein Großteil der 
Maßnahmen, die sich an Kinder und Jugendliche wenden, regt eine stärkere 
Partizipation an beziehungsweise möchte, dass ihnen mehr Freiräume zur 
Verfügung stehen* (siehe Abb.). In der Häufi gkeit der Anregungen folgte der 
Teilbereich Schule; noch vor den Teilbereichen Veränderung des fi nanziellen 
Rahmens für Familien und Veränderung des Werterahmens. 

Bei den Einzelnennungen von Maßnahmen für die Familie (s. Abb.) waren 
die Teilbereiche Veränderung des fi nanziellen Rahmens für Familien und Ver-
änderung des Werterahmens wiederum die Spitzenreiter. Der Schwerpunkt 
lag hier deutlich bei den Finanzen, mit etwa der Hälfte der Anregungen. 
Die anderen Teilbereiche spielten bei den Maßnahmennennungen in den Frage-
bögen nur eine untergeordnete Rolle. 

Direktmaßnahmen, Partizipa-
tion, Freiräume, Schule

Veränderung des fi nanziellen 
Rahmens für Familien

Veränderung des Werterahmens 
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6.3  Empfehlungen und Anregungen

Die Ergebnisse werden nach dem Anteil der Klebepunkte, die für sie abge-
geben worden sind, in Empfehlungen und Anregungen unterteilt. 
› Empfehlungen der Bürgergutachter haben einen stark verbindlichen 

Charakter, das heißt im Abwägungsprozess der Politik sollten sie eine 
hohe Priorität besitzen und Abweichungen von den Empfehlungen sollten 
nachvollziehbar begründet werden. Empfehlungen haben mindestens 
20 % der Klebepunkte bekommen, was aus statistischer Sicht einem Punkt 
je Bürgergutachter entspricht.

› Anregungen sollen der Politik dazu dienen, Ansatzpunkte für weitere 
ei    gene Entwicklungen zu erhalten. Sie besitzen einen weitaus weniger ver-
bindlichen Charakter und können sich zum Teil durchaus widersprechen.

Führt man die Leitlinien aus den Gruppenarbeiten mit den Maßnahmen-
vorschlägen des Fragebogens zusammen, so ergeben sich die folgenden 
Empfehlungen und Anregungen.
 
Empfehlungen:
Nach Ansicht der Bürgergutachter sollte die Landesregierung Vorarlberg, 
um noch kinder- und familienfreundlicher zu werden, vor allem zwei Stra -
tegien verfolgen: 
› durch Marketing, Information und öffentliche Diskussion ein neues 

po   sitives gesellschaftliches Einvernehmen zum Wert von Kindern und 
Familie gestalten

› die Rahmenbedingungen für Familien so gestalten, dass eine Ent schei dung 
 für Kinder kein fi nanzielles Risiko für die Eltern während der Kindererzie-
 hung und im Alter darstellt

Aus den Anregungen für mehr Kinder- und Jugendfreundlichkeit ergibt 
sich Folgendes für die Landesregierung, sie sollte:
› sinnvolle und preiswerte Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche 
 initiieren und unterstützen
› über einen „Jugendcoach“ Begleitung, Beratung und Hilfestellung bei 
 der Lösung von Problemen anbieten
› fi nanzielle, gesetzliche und planerische Möglichkeiten für die Bereit-
     stellung von Freiräumen schaffen
› das Schulsystem und die Schulatmosphäre verbessern
› über tägliche Sportstunden in Kindergarten und Schule nachdenken
› Kinder und Jugendliche über ihre Rechte und Pfl ichten informieren 

und ihre Wahrnehmung unterstützen
› Kinder und Jugendliche bei der Gestaltung ihrer Umwelt einbinden und 

ih   nen die Möglichkeit geben, ihre Interessen in die Politik einzubringen

Empfehlungen
Anregungen
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Aus den Anregungen zu mehr Familienfreundlichkeit ergibt sich für die 
Landesregierung die Aufforderung: 
› verstärkt, die schönen Seiten von Kindern und Familie über die Medien 
 zu vermitteln
› das Familienbildungs- und Beratungssystem zu ergänzen und darüber 
 entsprechend zu informieren
› den Mutter-Kind-Pass zum Eltern-Pass um mehr Leistungen und 
 Bildungsangeboten zur Familienkompetenz zu erweitern
› gute Beispiele für Kinder- und Familienfreundlichkeit zu sammeln 
 und zu verbreiten
› die Wertvermittlung in Institutionen und Familien unterstützen
› Eigeninitiativen zu unterstützen
› die Rahmenbedingungen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und 
 Beruf zu schaffen (fl exible Kinderbetreuung und Arbeitsregelungen)
› über die Möglichkeiten zur kostenlosen Kinderbetreuung bis zum 
 Schuleintritt nachzudenken
› über fi nanzierte Karenzzeiten (mit Pensionsanrechnung) bis zum 

möglichen Eintritt der Kinder in die reguläre Kinderbetreuung zu diskutieren
› auf familienfreundliche Tarifgestaltung Einfl uss zu nehmen
› einen steuerlichen Familienvorteil in die politische Diskussion zu bringen
› einen von der Kinderzahl abhängigen Wohn(neben)kostenzuschuss 
 zu schaffen

Aus den Ergebnissen lassen sich auch Ansprüche an die Mitwirkung 
der Vorarlberger Bevölkerung ableiten. Als Empfehlung:
› Jeder Bürger sollte sich am öffentlichen Diskurs zum Wert von Kindern 
 und Familien beteiligen, um Kinder und Familie in die Mitte zu nehmen

Für die gesellschaftliche Diskussion und daraus folgendes Handeln liefern 
die Bürgergutachter diese Anregungen:
› Erfahrungen und Werte übertragen, aufzeigen, diskutieren, vorleben
› das Wechselspiel zwischen Freiräumen, Grenzen und Toleranz 
 kommunizieren
› Kinder und Jugendliche über ihre Rechte und Pfl ichten informieren und 
 ihre Wahrnehmung unterstützen
› mehr Kinder beziehungsweise Familienbewusstsein entwickeln und zeigen
› Kinder unterstützen
› Beteiligung der Eltern an der Weiterentwicklung der Schulen
› Kindern die Gelegenheit geben, „Kind sein zu dürfen“
› Eigeninitiative zur Bildung neuer Netzwerke entwickeln
› Bereitschaft zur Teilnahme an Veranstaltungen zum 
 Thema Familienkompetenz
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Zur Realisierung dieser Empfehlungen und Anregungen ist es zweckmäßig, 
zunächst die 17 Projektskizzen* auf Umsetzungspotentiale zu überprüfen. 
Geprüft werden sollten dabei auch mögliche Anknüpfungspunkte wie 
der von den Bürgergutachtern gelobte Familienpass. Darüber hinaus bieten 
die ergänzenden Projektanregungen, ebenso wie die Anregungen aus den 
Arbeitseinheiten, eine Fülle von Möglichkeiten, um zur Umsetzung der Leit-
linien beizutragen. 

Die breite öffentliche Diskussion dieser Ergebnisse wird sicher noch weitere 
Ansatzpunkte zur Verwirklichung der Vision, dass Vorarlberg das kinder- 
und familienfreundlichste Bundesland in Österreich ist, hinzufügen. Dies 
sollte auf Grundlage der oben angeführten Anregungen und unter Einbe   zie-
h ung der Experten und Praktiker der Kinder- und Jugendhilfe, der Famili-
enarbeit und des Bildungsbereichs geschehen. Diese Diskussion zu führen, 
erscheint zwingend notwendig, um die Empfehlung „durch Marketing, In-
formation und öffentliche Diskussion ein neues positives gesellschaftliches 
Einvernehmen zum Wert von Kindern und Familie zu gestalten“, umzusetzen 
und um die Anregungen nutzen zu können, die sich an die Bevölkerung Vor-
arlbergs richten. Nicht zuletzt wurde die Partizipation (auch die von Kindern 
und Jugendlichen) als wichtiger Schritt für eine kinder- und familien freund-
lichere Gesellschaft gesehen.

Findet der entsprechende Diskurs des Bürgergutachtens in Politik und Ge-
sellschaft statt, so gibt es gute Chancen, dass die Empfehlungen Würdigung 
fi nden und die Hoffnung der Bürgergutachter auf eine Umsetzung der Hälfte 
ihrer Anregungen*  erfüllt werden könnte. 
 

* siehe Kapitel 5.3

* siehe Kapitel 2.4 
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Im Bürgergutachten sind die für die Aufgabenstellung relevanten Ergebnisse 
dargestellt. Die Bürgergutachter haben insgesamt ungefähr 2200 Stunden 
am Bürgergutachten gearbeitet und dabei etwa 250 Wandplakate erstellt und 
fast 1000 Zettel ausgefüllt. Leser, die an weiteren Ergebnissen interessiert 
sind, können diesen in zwei Formen erhalten:

› Als PDF- Anhang über die Homepage des Büros für Zukunftsfragen
 http://www.vorarlberg.at/zukunft

› Über die Diplomarbeit von Liane Hrach, die das Planungszellenverfahren 
 begleitet hat und der die  Bürgergutachter einen 30 Fragen umfassenden 
 Fragebogen zu Inhalten und Ablauf des Verfahrens ausgefüllt haben. 

Linkliste zu den Themen Kinder und Familie:

› www.alleinerziehend.at
› www.beruf-und-familie.de
› www.eltern-bildung.at
› www.familie.at
› www.familienfreundliche-kommune.de
› www.familienhandbuch.de
› www.fast-4ward.de
› www.femail.at
› www.ifs.at
› www.jugendornbirn.at
› www.kib.or.at
› www.kija.at
› www.kinderbuero.at
› www.kinderdorf.cc
› www.kinderpolitik.de
› www.lokale-buendnisse-fuer-familie.de
› www.vorarlberg.at/vorarlberg/frauen_familie/familie/familie/start.htm
› www.vorarlberg.at/zukunft
› www.weltderkinder.at

Dies ist nur eine kleine Auswahl an Links zur Thematik Kinder und Familie, 
über diese Adressen bekommen Sie aber die Gelegenheit, sich vielfältig 
weiter zu informieren.

7  Anhang
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